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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines … Strafrechtsänderungsgesetzes zur Umsetzung der
 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den
 strafrechtlichen Schutz der Umwelt

 A.  Problem und Ziel

 Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  der  Europäischen  Union  haben  am
 19.  November  2008  die  Richtlinie  2008/99/EG  über  den  strafrechtlichen  Schutz
 der  Umwelt  beschlossen  (ABl.  L  328  vom  6.12.2008,  S.  28).  Mit  dieser  Richtli-
 nie  werden  die  Mitgliedstaaten  verpflichtet,  schwere  Verstöße  gegen  das  gemein-
 schaftliche  Umweltschutzrecht  unter  Strafe  zu  stellen.  Dieser  Gesetzentwurf  dient
 der Umsetzung der Richtlinie.

 B.  Lösung

 Zur  Umsetzung  der  Richtlinie  in  nationales  Recht  sind  verschiedene  Gesetzes-
 änderungen  im  deutschen  Recht  erforderlich  (Änderungen  und  Ergänzungen
 in  den  §§  311,  325,  326,  327,  328,  329,  330  und  330d  des  Strafgesetzbuchs
 –  StGB  –,  von  §  71  des  Bundesnaturschutzgesetzes  –  BNatSchG  –  und  in  den
 §§  36  und  38  des  Bundesjagdgesetzes  –  BJagdG  –  sowie  die  Einführung  der
 neuen  Vorschriften  des  §  71a  BNatSchG  und  des  §  38a  BJagdG).  Folgeänderun-
 gen  werden  in  §  330c  StGB,  den  §§  7,  69,  71  und  72  BNatSchG,  den  §§  19,  22
 und 39 BJagdG und der Abfallverbringungsbußgeldverordnung vorgenommen.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Keine.

 2. Vollzugsaufwand

 Die  Änderung  des  deutschen  Strafrechts  kann  in  geringem  Ausmaß  zu  einer  stär-
 keren  Arbeitsbelastung  der  Strafverfolgungsbehörden  und  der  Gerichte  führen,
 ohne dass die Kosten hierfür quantifizierbar wären.
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E.  Sonstige Kosten

 Für  die  Wirtschaft,  insbesondere  für  kleine  und  mittelständische  Unternehmen,
 entstehen  durch  dieses  Gesetz  voraussichtlich  keine  Kosten.  Auswirkungen  auf
 Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau,
 sind nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Für  Unternehmen,  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  die  Verwaltung  werden  keine
 Informationspflichten eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft.
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Anlage 1
 Entwurf eines … Strafrechtsänderungsgesetzes zur Umsetzung der
 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den
 strafrechtlichen Schutz der Umwelt*

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Strafgesetzbuchs

 Das  Strafgesetzbuch  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung
 vom  13.  November  1998  (BGBl.  I  S.  3322),  das  zuletzt
 durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  in  der  Angabe  zu  §  326  das
 Wort „gefährlichen“ gestrichen.

 2.  §  311 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  dem  Satzteil  vor  Nummer  1  wird  die  Angabe
 „(§  330d  Nr.  4,  5)“  durch  die  Wörter  „(§  330d  Absatz  1
 Nummer 4, 5, Absatz 2)“ ersetzt.

 b)  In  dem  Satzteil  nach  Nummer  2  wird  nach  dem  Wort
 „Menschen“  das  Wort  „oder“  durch  ein  Komma  er-
 setzt  und  werden  nach  dem  Wort  „schädigen“  die
 Wörter  „oder  erhebliche  Schäden  an  Tieren  oder
 Pflanzen,  Gewässern,  der  Luft  oder  dem  Boden  her-
 beizuführen“ eingefügt.

 3.  §  325 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 wird das Wort „grober“ gestrichen.

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

 „(3)  Wer  unter  Verletzung  verwaltungsrechtlicher
 Pflichten  Schadstoffe  in  bedeutendem  Umfang  in  die
 Luft  freisetzt,  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jah-
 ren  oder  mit  Geldstrafe  bestraft,  wenn  die  Tat  nicht
 nach Absatz 2 mit Strafe bedroht ist.“

 c)  Der  bisherige  Absatz  3  wird  Absatz  4  und  nach  dem
 Wort  „Täter“  werden  die  Wörter  „in  den  Fällen  der
 Absätze 1 und 2“ eingefügt.

 d)  Nach  dem  neuen  Absatz  4  wird  folgender  Absatz  5
 eingefügt:

 „(5)  Handelt  der  Täter  in  den  Fällen  des  Absatzes  3
 leichtfertig,  so  ist  die  Strafe  Freiheitsstrafe  bis  zu
 einem Jahr oder Geldstrafe.“

 e)  Der  bisherige  Absatz  4  wird  Absatz  6  und  die  Wörter
 „im  Sinne  des  Absatzes  2“  werden  durch  die  Wörter
 „im Sinne der Absätze 2 und 3“ ersetzt.

 f)  Der  bisherige  Absatz  5  wird  Absatz  7  und  die  Wörter
 „Die  Absätze  1  bis  3  gelten“  werden  durch  die  Wörter

 „Absatz  1,  auch  in  Verbindung  mit  Absatz  4,  gilt“  er-
 setzt.

 4.  §  326 wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  wird  das  Wort  „gefährlichen“  ge-
 strichen.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  2  wird  das  Wort  „fruchtschädigend“
 durch  das  Wort  „fortpflanzungsgefährdend“  er-
 setzt.

 bb)  In  dem  Satzteil  nach  Nummer  4  werden  die  Wör-
 ter  „behandelt,  lagert,  ablagert,  abläßt  oder  sonst
 beseitigt“  durch  die  Wörter  „sammelt,  befördert,
 behandelt,  verwertet,  ablagert,  ablässt,  beseitigt,
 handelt,  makelt  oder  sonst  bewirtschaftet“  er-
 setzt.

 c)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Ebenso wird bestraft, wer

 1.  Abfälle  im  Sinne  des  Artikels  2  Nummer  1  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006  über
 die  Verbringung  von  Abfällen  (ABl.  L  190  vom
 12.7.2006,  S.  1;  L  318  vom  28.11.2008,  S.  15),  die
 zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  413/2010
 der  Kommission  vom  12.  Mai  2010  (ABl.  L  119
 vom  13.5.2010,  S.  1)  geändert  worden  ist,  in  nicht
 unerheblicher  Menge,  sofern  es  sich  um  ein  ille-
 gales  Verbringen  von  Abfällen  im  Sinne  des  Arti-
 kels  2  Nummer  35  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/
 2006 handelt, oder

 2.  sonstige  Abfälle  im  Sinne  des  Absatzes  1  entgegen
 einem  Verbot  oder  ohne  die  erforderliche  Geneh-
 migung

 in  den,  aus  dem  oder  durch  den  Geltungsbereich  die-
 ses Gesetzes verbringt.“

 5.  Dem §  327 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

 „Ebenso  wird  bestraft,  wer  ohne  die  erforderliche  Geneh-
 migung  oder  Planfeststellung  oder  entgegen  einer  voll-
 ziehbaren  Untersagung  eine  Anlage,  in  der  gefährliche
 Stoffe  oder  Gemische  gelagert  oder  verwendet  oder  ge-
 fährliche  Tätigkeiten  ausgeübt  werden,  in  einem  anderen
 Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union  in  einer  Weise  be-
 treibt,  die  geeignet  ist,  außerhalb  der  Anlage  Leib  oder
 Leben  eines  anderen  Menschen  zu  schädigen  oder  erheb-
 liche  Schäden  an  Tieren  oder  Pflanzen,  Gewässern,  der
 Luft oder dem Boden herbeizuführen.“

 *  Dieses  Gesetz  dient  der  Umsetzung  der  Richtlinie  2008/99/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  November  2008  über
 den  strafrechtlichen  Schutz  der  Umwelt  (ABl.  L  328  vom  6.12.2008,
 S.  28).
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6.  §  328 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „grob  pflicht-
 widrig“  gestrichen  und  nach  dem  Wort  „anderen“
 die  Wörter  „oder  erhebliche  Schäden  an  Tieren
 oder  Pflanzen,  Gewässern,  der  Luft  oder  dem  Bo-
 den“ eingefügt.

 bb)  In  dem  Satzteil  nach  Nummer  2  werden  vor  dem
 Wort  „aufbewahrt“  das  Wort  „herstellt“  und  ein
 Komma eingefügt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  dem  Satzteil  vor  Nummer  1  wird  das  Wort
 „grober“ gestrichen.

 bb)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „Gefahrstoffe
 im  Sinne  des  Chemikaliengesetzes“  durch  die
 Wörter  „gefährliche  Stoffe  und  Gemische  nach
 Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1272/2008  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 16.  Dezember  2008  über  die  Einstufung,  Kenn-
 zeichnung  und  Verpackung  von  Stoffen  und  Ge-
 mischen,  zur  Änderung  und  Aufhebung  der
 Richtlinien  67/548/EWG  und  1999/45/EG  und
 zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1907/
 2006  (ABl.  L  353  vom  31.12.2008,  S.  1),  die  zu-
 letzt  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  790/2009
 (ABl.  L  235  vom  5.9.2009,  S.  1)  geändert  wor-
 den ist,“ ersetzt.

 cc)  In  dem  Satzteil  nach  Nummer  2  werden  die  Wör-
 ter  „ihm  nicht  gehörende  Tiere“  durch  die  Wörter
 „Tiere  oder  Pflanzen,  Gewässer,  die  Luft  oder
 den Boden“ ersetzt.

 7.  §  329 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

 „(4)  Wer  unter  Verletzung  verwaltungsrechtlicher
 Pflichten  in  einem  Natura-2000-Gebiet  einen  für  die
 Erhaltungsziele  oder  den  Schutzzweck  dieses  Gebie-
 tes maßgeblichen

 1.  Lebensraum  einer  Art,  die  in  Artikel  4  Absatz  2
 oder  Anhang  I  der  Richtlinie  2009/147/EG  des  Eu-
 ropäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  30.  No-
 vember  2009  über  die  Erhaltung  der  wildlebenden
 Vogelarten  (ABl.  L  20  vom  26.1.2010,  S.  7)  oder
 in  Anhang  II  der  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates
 vom  21.  Mai  1992  zur  Erhaltung  der  natürlichen
 Lebensräume  sowie  der  wildlebenden  Tiere  und
 Pflanzen  (ABl.  L  206  vom  22.7.1992,  S.  7),  die
 zuletzt  durch  die  Richtlinie  2006/105/EG  (ABl.
 L  363  vom  20.12.2006,  S.  368)  geändert  worden
 ist, aufgeführt ist, oder

 2.  natürlichen  Lebensraumtyp,  der  in  Anhang  I  der
 Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1992
 zur  Erhaltung  der  natürlichen  Lebensräume  sowie
 der  wildlebenden  Tiere  und  Pflanzen  (ABl.  L  206
 vom  22.7.1992,  S.  7),  die  zuletzt  durch  die  Richt-
 linie  2006/105/EG  (ABl.  L  363  vom  20.12.2006,
 S.  368) geändert worden ist, aufgeführt ist,

 erheblich  schädigt,  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu
 fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.“

 b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

 c)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:

 „(6)  Handelt  der  Täter  in  den  Fällen  des  Absat-
 zes  4  leichtfertig,  so  ist  die  Strafe  Freiheitsstrafe  bis
 zu drei Jahren oder Geldstrafe.“

 8.  In  §  330  Absatz  1  Satz  2  Nummer  3  werden  die  Wörter
 „der  vom  Aussterben  bedrohten  Arten“  durch  die  Wör-
 ter „einer streng geschützten Art“ ersetzt.

 9.  In  §  330c  Satz  1  werden  die  Wörter  „329  Abs.  1,  2
 oder  3,  dieser  auch  in  Verbindung  mit  Abs.  4“  durch  die
 Wörter  „329  Absatz  1,  2  oder  Absatz  3,  dieser  auch  in
 Verbindung  mit  Absatz  5,  oder  Absatz  4,  dieser  auch  in
 Verbindung mit Absatz 6,“ ersetzt.

 10.  §  330d wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

 „(2)  Für  die  Anwendung  der  §§  311,  324a,  325,
 326,  327  und  328  stehen  in  Fällen,  in  denen  die  Tat
 in  einem  anderen  Mitgliedstaat  der  Europäischen
 Union begangen worden ist,

 1.  einer verwaltungsrechtlichen Pflicht,

 2.  einem  vorgeschriebenen  oder  zugelassenen  Ver-
 fahren,

 3.  einer Untersagung,

 4.  einem Verbot,

 5.  einer zugelassenen Anlage,

 6.  einer Genehmigung und

 7.  einer Planfeststellung

 entsprechende  Pflichten,  Verfahren,  Untersagungen,
 Verbote,  zugelassene  Anlagen,  Genehmigungen  und
 Planfeststellungen  auf  Grund  einer  Rechtsvorschrift
 des  anderen  Mitgliedstaats  der  Europäischen  Union
 oder  auf  Grund  eines  Hoheitsakts  des  anderen  Mit-
 gliedstaats  der  Europäischen  Union  gleich.  Dies  gilt
 nur,  soweit  damit  ein  Rechtsakt  der  Europäischen
 Union  oder  ein  Rechtsakt  der  Europäischen  Atom-
 gemeinschaft  umgesetzt  oder  angewendet  wird,  der
 dem  Schutz  vor  Gefahren  oder  schädlichen  Einwir-
 kungen  auf  die  Umwelt,  insbesondere  auf  Men-
 schen,  Tiere  oder  Pflanzen,  Gewässer,  die  Luft  oder
 den Boden, dient.“

 Artikel 2

 Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes

 Das  Bundesnaturschutzgesetz  vom  29.  Juli  2009  (BGBl.  I
 S.  2542) wird wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  71  fol-
 gende Angabe eingefügt:

 „§  71a  Strafvorschriften“.
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2.  §  7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  7  werden  die  Wörter  „Richtlinie  79/
 409/EWG  des  Rates  vom  2.  April  1979  über  die
 Erhaltung  der  wildlebenden  Vogelarten  (ABl.
 L  103  vom  24.4.1979,  S.  1),  die  zuletzt  durch  die
 Richtlinie  2008/102/EG  (ABl.  L  323  vom  3.12.
 2008,  S.  31)  geändert  worden  ist“  durch  die  Wör-
 ter  „Richtlinie  2009/147/EG  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  vom  30.  November
 2009  über  die  Erhaltung  der  wildlebenden  Vogel-
 arten (ABl. L  20 vom 26.1.2010, S.  7)“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  9  wird  die  Angabe  „79/409/EWG“
 durch die Angabe „2009/147/EG“ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  12  wird  die  Angabe  „79/409/EWG“
 durch die Angabe „2009/147/EG“ersetzt.

 bb)  In  Nummer  13  Buchstabe  a  wird  die  Angabe
 „318/2008  (ABl.  L  95  vom  8.4.2008,  S.  3)“
 durch  die  Angabe  „709/2010  (ABl.  L  212  vom
 12.8.2010, S.  1)“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  3  Nummer  3  wird  die  Angabe  „79/409/
 EWG“ durch die Angabe „2009/147/EG“ersetzt.

 3.  §  69 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 Nummer 6 wird aufgehoben.

 b)  In  Absatz  6  werden  die  Wörter  „des  Absatzes  3  Num-
 mer  1  bis  6“  durch  die  Wörter  „des  Absatzes  3  Num-
 mer 1 bis 5“ ersetzt.

 4.  §  71 wird durch die folgenden §§  71 und 71a ersetzt:

 „§  71

 Strafvorschriften

 (1)  Mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  oder  mit
 Geldstrafe wird bestraft, wer eine in

 1.  §  69 Absatz 2 oder

 2.  §  69  Absatz  3  Nummer  21,  Absatz  4  Nummer  1  oder
 Absatz 5

 bezeichnete  vorsätzliche  Handlung  begeht,  die  sich  auf
 ein  Tier  oder  eine  Pflanze  einer  streng  geschützten  Art
 bezieht.

 (2)  Ebenso  wird  bestraft,  wer  entgegen  Artikel  8  Ab-
 satz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  338/97  des  Rates  vom
 9.  Dezember  1996  über  den  Schutz  von  Exemplaren
 wildlebender  Tier-  und  Pflanzenarten  durch  Überwa-
 chung  des  Handels  (ABl.  L  61  vom  3.3.1997,  S.  1),  die
 zuletzt  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  398/2009  (ABl.
 L  126  vom  21.5.2009,  S.  5)  geändert  worden  ist,  ein
 Exemplar einer in Anhang A genannten Art

 1.  verkauft,  kauft,  zum  Verkauf  oder  Kauf  anbietet  oder
 zu  Verkaufszwecken  vorrätig  hält  oder  befördert  oder

 2.  zu  kommerziellen  Zwecken  erwirbt,  zur  Schau  stellt
 oder verwendet.

 (3)  Wer  in  den  Fällen  der  Absätze  1  oder  2  die  Tat  ge-
 werbs-  oder  gewohnheitsmäßig  begeht,  wird  mit  Frei-
 heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

 (4)  Erkennt  der  Täter  in  den  Fällen  der  Absätze  1  oder  2
 fahrlässig  nicht,  dass  sich  die  Handlung  auf  ein  Tier  oder
 eine  Pflanze  einer  dort  genannten  Art  bezieht,  so  ist  die
 Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

 (5)  Die  Tat  ist  nicht  nach  Absatz  1  Nummer  1,  Absatz  2
 oder  Absatz  4  in  Verbindung  mit  Absatz  1  Nummer  1
 oder  Absatz  2  strafbar,  wenn  die  Handlung  eine  unerheb-
 liche  Menge  der  Exemplare  betrifft  und  unerhebliche
 Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der Art hat.

 §  71a

 Strafvorschriften

 (1)  Mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren  oder  mit  Geld-
 strafe wird bestraft, wer

 1.  entgegen  §  44  Absatz  1  Nummer  1  ein  wildlebendes
 Tier  einer  besonders  geschützten  Art,  die  in  Artikel  4
 Absatz  2  oder  Anhang  I  der  Richtlinie  2009/147/EG
 des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 30.  November  2009  über  die  Erhaltung  der  wildleben-
 den  Vogelarten  (ABl.  L  20  vom  26.1.2010,  S.  7)  auf-
 geführt  ist,  tötet  oder  seine  Entwicklungsformen  aus
 der Natur entnimmt oder zerstört,

 2.  entgegen  §  44  Absatz  2  Satz  1  Nummer  1  ein  Tier
 oder  eine  Pflanze  in  Besitz  oder  Gewahrsam  nimmt,
 in  Besitz  oder  Gewahrsam  hat  oder  be-  oder  verarbei-
 tet, das oder die

 a)  einer  streng  geschützten  Art  angehört,  die  in  An-
 hang  IV  der  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates  vom
 21.  Mai  1992  zur  Erhaltung  der  natürlichen  Le-
 bensräume  sowie  der  wildlebenden  Tiere  und
 Pflanzen  (ABl.  L  206  vom  22.7.1992,  S.  7),  die
 zuletzt  durch  die  Richtlinie  2006/105/EG  (ABl.
 L  363  vom  20.12.2006,  S.  368)  geändert  worden
 ist, aufgeführt ist oder

 b)  einer  besonders  geschützten  Art  angehört,  die  in
 Artikel  4  Absatz  2  oder  Anhang  I  der  Richtlinie
 2009/147/EG aufgeführt ist, oder

 3.  eine  in  §  69  Absatz  2,  Absatz  3  Nummer  20,  Absatz  4
 Nummer  1  oder  Absatz  5  bezeichnete  vorsätzliche
 Handlung gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begeht.

 (2)  Ebenso  wird  bestraft,  wer  entgegen  Artikel  8  Ab-
 satz  5  in  Verbindung  mit  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  338/97  ein  Exemplar  einer  in  Anhang  B  genannten
 Art

 1.  verkauft,  kauft,  zum  Verkauf  oder  Kauf  anbietet  oder
 zu  Verkaufszwecken  vorrätig  hält  oder  befördert  oder

 2.  zu  kommerziellen  Zwecken  erwirbt,  zur  Schau  stellt
 oder verwendet.

 (3)  Erkennt  der  Täter  in  den  Fällen  des  Absatzes  1
 Nummer  1  oder  Nummer  2  oder  des  Absatzes  2  leichtfer-
 tig  nicht,  dass  sich  die  Handlung  auf  ein  Tier  oder  eine
 Pflanze  einer  dort  genannten  Art  bezieht,  so  ist  die  Strafe
 Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

 (4)  Die  Tat  ist  nicht  nach  Absatz  1  Nummer  1  oder
 Nummer  2,  Absatz  2  oder  Absatz  3  strafbar,  wenn  die
 Handlung  eine  unerhebliche  Menge  der  Exemplare  be-
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trifft  und  unerhebliche  Auswirkungen  auf  den  Erhal-
 tungszustand der Art hat.“

 5.  In  §  72  wird  nach  der  Angabe  „§  71“  die  Angabe  „oder
 §  71a“ eingefügt.

 Artikel 3

 Änderung des Bundesjagdgesetzes

 Das  Bundesjagdgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  29.  September  1976  (BGBl.  I  S.  2849),  das  zu-
 letzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  19  Absatz  2  werden  die  Wörter  „Artikel  9  Abs.  1  der
 Richtlinie  79/409/EWG  des  Rates  vom  2.  April  1979
 über  die  Erhaltung  der  wildlebenden  Vogelarten  (ABl.
 EG  Nr.  103  S.  1)  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  ge-
 nannten  Gründen  und  nach  den  in  Artikel  9  Abs.  2  dieser
 Richtlinie“  durch  die  Wörter  „Artikel  9  Absatz  1  der
 Richtlinie  2009/147/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  30.  November  2009  über  die  Erhal-
 tung  der  wildlebenden  Vogelarten  (ABl.  L  20  vom
 26.1.2010,  S.  7)  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  ge-
 nannten  Gründen  und  nach  den  in  Artikel  9  Absatz  2  der
 Richtlinie 2009/147/EG“ ersetzt.

 2.  §  22 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  3  werden  die  Wörter  „Artikel  9  Abs.  1  Buch-
 stabe  c  der  Richtlinie  79/409/EWG  genannten  Grün-
 den  und  nach  den  in  Artikel  9  Abs.  2  dieser  Richtli-
 nie“  durch  die  Wörter  „Artikel  9  Absatz  1  Buchstabe  c
 der  Richtlinie  2009/147/EG  genannten  Gründen  und
 nach  den  in  Artikel  9  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/
 147/EG“ ersetzt.

 b)  In  Satz  6  werden  die  Wörter  „Artikel  9  Abs.  1  der
 Richtlinie  79/409/EWG  genannten  Gründen  und  nach
 den  in  Artikel  9  Abs.  2  dieser  Richtlinie“  durch  die
 Wörter  „Artikel  9  Absatz  1  der  Richtlinie  2009/147/
 EG  genannten  Gründen  und  nach  den  in  Artikel  9  Ab-
 satz 2 der Richtlinie 2009/147/EG“ ersetzt.

 3.  §  36  Absatz  1  Nummer  2  wird  durch  die  folgenden  Num-
 mern 2 bis 2b ersetzt:

 „2.  den Besitz von

 a)  Wild,  das  nach  Rechtsakten  der  Europäischen
 Gemeinschaft  oder  der  Europäischen  Union  aus
 Gründen  des  Erhalts  der  Arten  streng  oder  beson-
 ders  geschützt  oder  von  den  Mitgliedstaaten  der
 Europäischen Union zu schützen ist, oder

 b)  sonstigem Wild,

 2a.  den  gewerbsmäßigen  Ankauf,  Verkauf  oder  Tausch
 von

 a)  Wild,  das  nach  Rechtsakten  der  Europäischen
 Gemeinschaft  oder  der  Europäischen  Union  aus
 Gründen  des  Erhalts  der  Arten  streng  oder  beson-
 ders  geschützt  oder  von  den  Mitgliedstaaten  der
 Europäischen Union zu schützen ist, oder

 b)  sonstigem Wild,

 2b.  den  sonstigen  Erwerb,  die  Ausübung  der  tatsächli-
 chen  Gewalt  oder  das  sonstige  Verwenden,  die  Abga-
 be,  das  Anbieten  zum  Verkauf  oder  den  Tausch,  die
 Zucht,  die  Beförderung,  das  Veräußern  oder  das
 sonstige Inverkehrbringen von Wild,“.

 4.  §  38 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§  38

 Strafvorschriften“.

 b)  In  Absatz  2  werden  die  Wörter  „Freiheitsstrafe  bis  zu
 sechs  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zu  einhundertacht-
 zig  Tagessätzen“  durch  die  Wörter  „Freiheitsstrafe  bis
 zu drei Jahren oder Geldstrafe“ ersetzt.

 5.  Nach §  38 wird folgender §  38a eingefügt:

 „§  38a

 Strafvorschriften

 (1)  Mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  oder  mit
 Geldstrafe  wird  bestraft,  wer  einer  Rechtsverordnung
 nach  §  36  Absatz  1  Nummer  2a  Buchstabe  a  oder  einer
 vollziehbaren  Anordnung  auf  Grund  einer  solchen
 Rechtsverordnung  zuwiderhandelt,  soweit  die  Rechtsver-
 ordnung  für  einen  bestimmten  Tatbestand  auf  diese  Straf-
 vorschrift verweist.

 (2)  Mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren  oder  mit  Geld-
 strafe  wird  bestraft,  wer  einer  Rechtsverordnung  nach
 §  36  Absatz  1  Nummer  2  Buchstabe  a  oder  einer  voll-
 ziehbaren  Anordnung  auf  Grund  einer  solchen  Rechts-
 verordnung  zuwiderhandelt,  soweit  die  Rechtsverord-
 nung  für  einen  bestimmten  Tatbestand  auf  diese  Strafvor-
 schrift verweist.

 (3)  Erkennt  der  Täter  in  den  Fällen  des  Absatzes  1
 leichtfertig  nicht,  dass  sich  die  Handlung  auf  Wild  einer
 Art  bezieht,  die  in  §  36  Absatz  1  Nummer  2a  Buchstabe  a
 genannt  ist,  so  ist  die  Strafe  Freiheitsstrafe  bis  zu  zwei
 Jahren oder Geldstrafe.

 (4)  Erkennt  der  Täter  in  den  Fällen  des  Absatzes  2
 leichtfertig  nicht,  dass  sich  die  Handlung  auf  Wild  einer
 Art  bezieht,  die  in  §  36  Absatz  1  Nummer  2  Buchstabe  a
 genannt  ist,  so  ist  die  Strafe  Freiheitsstrafe  bis  zu  einem
 Jahr oder Geldstrafe.

 (5)  Die  Tat  ist  nicht  strafbar,  wenn  die  Handlung  eine
 unerhebliche  Menge  der  Exemplare  betrifft  und  unerheb-
 liche  Auswirkungen  auf  den  Erhaltungszustand  der  Art
 hat.“

 6.  §  39 Absatz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

 „5.  einer  Rechtsverordnung  nach  §  36  Absatz  1  Num-
 mer  1,  2  Buchstabe  b,  Nummer  2a  Buchstabe  b,
 Nummer  2b  bis  4  oder  Nummer  5,  Absatz  2  oder  Ab-
 satz  5  oder  einer  vollziehbaren  Anordnung  auf  Grund
 einer  solchen  Rechtsverordnung  zuwiderhandelt,  so-
 weit  die  Rechtsverordnung  für  einen  bestimmten  Tat-
 bestand  auf  diese  Bußgeldvorschrift  verweist,  oder“.
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Artikel 4

 Änderung der Abfallverbringungs-
 bußgeldverordnung

 §  1  der  Abfallverbringungsbußgeldverordnung  vom
 29.  Juli  2007  (BGBl.  I  S.  1761),  die  zuletzt  durch  …  geän-
 dert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Absatz 1 wird aufgehoben.

 2.  Absatz  2  wird  Absatz  1  und  nach  der  Angabe  „1013/
 2006“  werden  die  Wörter  „des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006  über  die  Verbringung
 von  Abfällen  (ABl.  L  190  vom  12.7.2006,  S.  1;  L  318
 vom  28.11.2008,  S.  15),  die  zuletzt  durch  die  Verordnung
 (EU)  Nr.  413/2010  der  Kommission  vom  12.  Mai  2010
 (ABl.  L  119  vom  13.5.2010,  S.  1)  geändert  worden  ist“
 eingefügt.

 3.  Absatz 3 wird Absatz 2.

 Artikel 5

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Entstehungsgeschichte der umzusetzenden Richtlinie

 Gestützt  auf  die  Bestimmungen  des  Titels  XIX  des  Vertrages
 zur  Gründung  der  Europäischen  Gemeinschaft  (insbesonde-
 re  Artikel  175  Absatz  1)  haben  das  Europäische  Parlament
 und  der  Rat  der  Europäischen  Union  am  19.  November  2008
 die  Richtlinie  über  den  Schutz  der  Umwelt  durch  das  Straf-
 recht  (Richtlinie  Umweltstrafrecht)  erlassen  (ABl.  L  328
 vom  6.12.2008,  S.  28).  Mit  dieser  Richtlinie  wurden  erst-
 mals  strafrechtliche  Regelungen  durch  den  Gemeinschafts-
 gesetzgeber vorgenommen.

 Das  Ziel  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  ist  es,  einen  EU-
 weiten  Mindeststandard  für  schwere  Umweltdelikte  zu
 schaffen.  Diese  Absicht  verfolgte  bereits  der  Rahmenbe-
 schluss  2003/80/JI  des  Rates  vom  27.  Januar  2003  über  den
 Schutz  der  Umwelt  durch  das  Strafrecht  (Rahmenbeschluss
 Umweltstrafrecht).  Der  Europäische  Gerichtshof  (EuGH)
 hat  diesen  Rahmenbeschluss  jedoch  mit  Urteil  vom  13.  Sep-
 tember  2005  (Rechtssache  C-176/03)  wegen  Verstoßes  ge-
 gen  Artikel  47  des  Vertrages  über  die  Europäische  Union  für
 nichtig  erklärt.  Die  Regelung  von  strafrechtlichen  Mindest-
 standards  im  Bereich  des  Umweltschutzes  falle  in  die  Kom-
 petenz  des  Gemeinschaftsgesetzgebers,  wenn  solche  Maß-
 nahmen  erforderlich  seien,  um  die  volle  Wirksamkeit  der
 von  dem  Gemeinschaftsgesetzgeber  zum  Schutz  der  Umwelt
 erlassenen Rechtsnormen zu gewährleisten.

 Der  EuGH  bekräftigte  seine  Auffassung  mit  Urteil  vom
 23.  Oktober  2007  (Rechtssache  C-440/05),  das  den  Rahmen-
 beschluss  2005/667/JI  des  Rates  vom  12.  Juli  2005  zur  Ver-
 stärkung  des  strafrechtlichen  Rahmens  zur  Bekämpfung  der
 Verschmutzung  durch  Schiffe  ebenfalls  aus  kompetenzrecht-
 lichen  Gründen  für  nichtig  erklärte.  In  dieser  Entscheidung
 stellte  der  Gerichtshof  darüber  hinaus  ausdrücklich  fest,  dass
 für  die  Bestimmung  von  Art  und  Maß  der  anzuwendenden
 strafrechtlichen  Sanktionen  der  Gemeinschaftsgesetzgeber
 nicht zuständig sei.

 Infolge  der  letztgenannten  Entscheidung  haben  das  Europäi-
 sche  Parlament  und  der  Rat  am  21.  Oktober  2009  die  Richt-
 linie  2009/123/EG  über  die  Meeresverschmutzung  durch
 Schiffe  und  die  Einführung  von  Sanktionen  für  Verstöße  er-
 lassen (ABl. L  280 vom 27.10.2009, S.  52).

 Die  Richtlinie  Umweltstrafrecht  lehnt  sich  inhaltlich  weitge-
 hend  an  den  allein  aus  kompetenzrechtlichen  Gründen  für
 nichtig  erklärten  Rahmenbeschluss  Umweltstrafrecht  an.
 Die  Mitgliedstaaten  werden  verpflichtet,  in  ihren  nationalen
 Rechtsvorschriften  strafrechtliche  Sanktionen  für  schwere
 Verstöße  gegen  das  gemeinschaftliche  Umweltschutzrecht
 vorzusehen.

 Dabei sollen sie

 –  Beeinträchtigungen  von  Umweltmedien,  die  schwere
 Schäden  an  Personen,  Tieren  oder  Pflanzen  oder  der
 Luft-,  Boden-  oder  Wasserqualität  verursachen  oder  ver-
 ursachen können (Artikel 3 Buchstabe a),

 –  den  für  Mensch  oder  Umwelt  schädlichen  oder  zumin-
 dest  gefährlichen  Umgang  mit  gefährlichen  Abfällen

 oder  radioaktiven  Stoffen  sowie  das  Betreiben  gefährli-
 cher Anlagen (Artikel 3 Buchstabe b bis e) und

 –  die  Gefährdung  oder  Zerstörung  von  geschützten  wildle-
 benden  Tier-  oder  Pflanzenarten  (Artikel  3  Buchstabe  f
 und  g),  von  geschützten  Gebieten  (Artikel  3  Buchstabe  h)
 oder der Ozonschicht (Artikel 3 Buchstabe i)

 mit  wirksamen,  angemessenen  und  abschreckenden  Strafen
 bedrohen (Artikel 5).

 Strafbar  sollen  nur  Handlungen  sein,  die  rechtswidrig  sind
 und  vorsätzlich  oder  zumindest  grob  fahrlässig  (Artikel  3)
 begangen werden.

 Neben  Vorgaben  zur  Strafbarkeit  natürlicher  Personen  ent-
 hält  die  Richtlinie  Umweltstrafrecht  auch  Vorgaben  zum
 Umfang  der  Verantwortlichkeit  juristischer  Personen  (Arti-
 kel  6).  Gegen  sie  müssen  wirksame,  angemessene  und  ab-
 schreckende  Sanktionen  verhängt  werden  können  (Artikel  7).
 Anders  als  bei  den  Sanktionen  gegen  natürliche  Personen
 wird  nicht  vorgegeben,  dass  die  Sanktionen  gegen  juristische
 Personen strafrechtlicher Natur sein müssen.

 II.  Umsetzungsbedarf im deutschen Strafrecht

 Das  deutsche  Strafrecht  entspricht  bereits  im  Wesentlichen
 den  Vorgaben  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht.  Änderungen
 sind nur in Teilbereichen erforderlich.

 1.  Sämtliche  Strafbestimmungen  in  Artikel  3  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht  setzen  die  Rechtswidrigkeit  der  jewei-
 ligen  zumindest  umweltgefährdenden  Handlung  voraus.
 Rechtswidrigkeit  bedeutet  nach  Artikel  2  Buchstabe  a  der
 Richtlinie  den  Verstoß  gegen  einen  in  Anhang  A  oder  B
 der  Richtlinie  aufgeführten  Rechtsakt  oder  einen  Verstoß
 gegen  ein  Gesetz,  eine  Verwaltungsvorschrift  eines  Mit-
 gliedstaats  oder  eine  Entscheidung  einer  zuständigen  Be-
 hörde  eines  Mitgliedstaats,  das  oder  die  der  Umsetzung
 oder  Anwendung  der  in  Anhang  A  oder  B  der  Richtlinie
 genannten  Rechtsakte  der  Gemeinschaft  dient.  Die  Richt-
 linie  Umweltstrafrecht  ist  damit  –  wie  im  Prinzip  auch
 das  deutsche  Umweltstrafrecht  –  verwaltungsakzesso-
 risch  ausgestaltet.  Das  bedeutet,  dass  die  Vorgaben  zu
 Straftatbeständen  die  Strafbarkeit  von  einem  Verstoß  ge-
 gen  europäisches  Umweltverwaltungsrecht  abhängig
 machen.

 Die  Frage  nach  der  Anwendbarkeit  EU-ausländischen
 Verwaltungsrechts  stellt  sich  bei  grenzüberschreitenden
 Straftaten  und  bei  ausschließlich  im  Ausland  begangenen
 Straftaten,  wenn  auf  Grund  des  Strafanwendungsrechts
 deutsches  Strafrecht  gilt  (z.  B.  weil  zumindest  der
 Taterfolg  im  Inland  eintritt,  §§  3,  9  des  Strafgesetz-
 buchs  –  StGB  –;  weil  der  Täter  einer  im  Ausland  began-
 genen  und  auch  dort  strafbaren  Tat  Deutscher  ist,  §  7  Ab-
 satz  2  Nummer  1  StGB;  oder  weil  die  Auslandstat  unter
 §  5  Nummer  11  oder  11a  StGB  fällt).  Bei  den  Straftat-
 beständen ist wie folgt zu differenzieren:

 a)  Setzt  der  Straftatbestand  unbefugtes  Handeln  des  Tä-
 ters  voraus  (z.  B.  in  den  §§  324,  326  Absatz  1  StGB),
 ist  der  Straftatbestand  nicht  auf  die  Verletzung  deut-
 schen  Verwaltungsrechts  beschränkt.  Das  Merkmal
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„unbefugt“  ist  lediglich  als  Hinweis  darauf  anzuse-
 hen,  „dass  nach  einschlägigen  gesetzlichen  Regelun-
 gen  und  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  zu  prüfen  ist,
 ob  das  im  Übrigen  tatbestandsmäßige  Verhalten
 straflos  ist“  (Bundestagsdrucksachen  7/888,  S.  21  f.;
 8/2382,  S.  14).  Die  Strafbarkeit  ist  selbst  bei  Vorlie-
 gen  einer  ausländischen  Genehmigung  nicht  grund-
 sätzlich  ausgeschlossen,  da  diese  nicht  ohne  weiteres
 Wirkungen  auf  das  Recht  im  Inland  entfaltet.  In  der
 Regel  kommt  es  allerdings  nicht  in  Betracht,  dem  aus-
 ländischen  Emittenten,  der  sich  an  das  Recht  des
 Handlungsortes  hält,  einen  Verstoß  gegen  das  deut-
 sche  Umweltstrafrecht  vorzuwerfen  (Schmitz  in:
 Münchener  Kommentar,  StGB,  2006,  Vor  §  324  ff.
 Rn.  134).  Entscheidend  ist  insoweit,  ob  die  ausländi-
 schen  Hoheitsakte  unter  Berücksichtigung  der  Vorga-
 ben  des  Völkerrechts  und  der  EU  anzuerkennen  sind
 (Eser  in:  Schönke/Schröder,  StGB,  28.  Auflage  2010,
 Vorbem. §§  3 bis 9 Rn. 42).

 b)  Ob  und  inwieweit  bei  Straftatbeständen,  welche  die
 Verletzung  verwaltungsrechtlicher  Pflichten  (§  330d
 Nummer  4  StGB)  oder  das  Handeln  ohne  Genehmi-
 gung,  Planfeststellung  oder  sonstige  Zulassung
 (§  330d  Nummer  5  StGB)  voraussetzen,  die  Strafbar-
 keit  auch  auf  ausländisches  Verwaltungsrecht  gestützt
 werden  kann,  war  im  deutschen  Recht  bisher  nicht  ab-
 schließend  geklärt  (vgl.  Heine  in:  Schönke/Schröder,
 StGB,  28.  Auflage  2010,  §  330d,  Rn.  19a;  Lackner/
 Kühl,  26.  Auflage  2007,  StGB,  vor  §  324  Rn.  14,
 jeweils m. w. N.).

 Der  Rahmenbeschluss  Umweltstrafrecht  sah  in  Arti-
 kel  1  Buchstabe  a  im  Anschluss  an  eine  entsprechende
 Regelung  im  Übereinkommen  des  Europarats  über
 den  Schutz  der  Umwelt  durch  das  Strafrecht  (ETS
 Nr.  172)  noch  eine  generelle  Gleichstellung  ausländi-
 schen  Verwaltungsrechts  vor.  Im  Entwurf  eines  Um-
 setzungsgesetzes  zum  Rahmenbeschluss  war  eine
 ausdrückliche  Regelung  zur  Gleichstellung  von  aus-
 ländischem  Verwaltungsrecht  mit  deutschem  Verwal-
 tungsrecht  vorgeschlagen  worden  (Bundesratsdruck-
 sache  399/05,  S.  2).  Grund  war  unter  anderem,  dass
 damals  nicht  als  gesichert  angesehen  werden  konnte,
 dass  eine  rahmenbeschlusskonforme  Auslegung  der
 Tatbestände  zu  einer  Anwendbarkeit  ausländischen
 Verwaltungsrechts  führen  würde  (Bundesratsdruck-
 sache  399/05,  S.  7;  zur  rahmenbeschlusskonformen
 Auslegung  im  Strafrecht  vgl.  inzwischen  das  Urteil
 des  EuGH  in  der  Sache  „Pupino“,  Rs.  C-105/03,
 sowie  die  Ausführungen  in  Bundestagsdrucksache
 16/13673,  S.  9,  zum  Umsetzungsgesetz  Rahmenbe-
 schlüsse  Einziehung  und  Vorverurteilungen).  Eine
 ausdrückliche  Gleichstellungsregelung  enthält  zudem
 auch  Artikel  2  des  Gesetzes  zu  dem  Übereinkommen
 vom  26.  Oktober  1979  über  den  physischen  Schutz
 von  Kernmaterial  vom  24.  April  1990  (BGBl.  1990  II
 S.  326, 1995 II S.  299).

 Im  Unterschied  zum  Rahmenbeschluss  gibt  die  nun-
 mehr  vorliegende  Richtlinie  Umweltstrafrecht  die
 Gleichstellung  von  EU-Recht  und  Verwaltungsrecht
 der  Mitgliedstaaten  der  EU  nur  vor,  wenn  dieses  der
 Umsetzung  bestimmter  europäischer  Rechtsakte  dient

 (Artikel  2  Buchstabe  a  Ziffer  iii  der  Richtlinie).  Bei  ei-
 ner  Richtlinie  handelt  es  sich  zudem  um  ein  Rechts-
 instrument  im  Sinne  des  Vertrages  zur  Gründung  der
 Europäischen  Gemeinschaft,  bei  dem  schon  seit  lan-
 gem  anerkannt  ist,  dass  es  eine  richtlinienkonforme
 Auslegung gebietet.

 Im  Hinblick  auf  die  Vorgaben  in  der  umzusetzenden
 Richtlinie  Umweltstrafrecht  führt  bereits  eine  ge-
 meinschaftsrechtskonforme  oder  –  nach  Inkrafttreten
 des  Vertrages  von  Lissabon  –  unionsrechtskonforme
 Auslegung  der  Straftatbestände  im  deutschen  Recht
 (grundlegend  zu  der  gemeinschaftsrechtskonformen
 Auslegung:  BGHSt  37,  21,  23  ff.  zum  Abfallbegriff)
 dazu,  dass  im  harmonisierten  Umweltrecht  unter
 „verwaltungsrechtlichen  Pflichten“  auch  solche  zu
 verstehen  sind,  die  sich  aus  dem  Recht  der  EU  und
 dem  Recht  der  anderen  Mitgliedstaaten  der  EU  erge-
 ben,  soweit  es  sich  um  Recht  handelt,  das  der  Umset-
 zung  der  Rechtsakte  dient,  die  in  den  Anhängen  A  und
 B der Richtlinie aufgeführt sind.

 Lediglich  zur  Klarstellung  soll  dennoch  in  §  330d  Ab-
 satz  2  (neu)  StGB  eine  Regelung  aufgenommen  wer-
 den,  die  ausdrücklich  festlegt,  in  welchen  Fällen  unter
 den  „verwaltungsrechtlichen  Pflichten“  im  Sinne  des
 §  311  StGB  und  der  Straftatbestände  im  29.  Abschnitt
 des  StGB  entsprechende  Pflichten  auf  Grund  einer
 Rechtsvorschrift  eines  Mitgliedstaats  der  Europäi-
 schen  Union  oder  auf  Grund  eines  Hoheitsakts  eines
 Mitgliedstaats  der  Europäischen  Union  gleichstehen,
 soweit  damit  ein  Rechtsakt  der  Europäischen  Union
 oder  ein  Rechtsakt  der  Europäischen  Atomgemein-
 schaft  umgesetzt  oder  angewendet  wird,  der  dem
 Schutz  vor  Gefahren  oder  vor  schädlichen  Einwirkun-
 gen  auf  die  Umwelt,  insbesondere  auf  Menschen,  Tie-
 re  oder  Pflanzen,  Gewässer,  die  Luft  oder  den  Boden,
 dient.

 c)  Soweit  in  Straftatbeständen,  die  (auch)  der  Umset-
 zung  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  dienen,  aus-
 drücklich  auf  deutsche  Gesetze  verwiesen  wird  (§  326
 Absatz  2  –  neu  –,  §  327  Absatz  2,  §  328  Absatz  3
 Nummer  1  StGB),  soll  die  Verweisung  geändert  und
 auf  EU-Verordnungen  verwiesen  werden,  soweit  es
 sich  um  inzwischen  vollständig  harmonisierte  Be-
 reiche  handelt  (§  326  Absatz  2  –  neu  –  und  §  328
 Absatz  3  Nummer  1  StGB),  oder  es  wird  ein  neuer
 Tatbestand  vorgeschlagen  (§  327  Absatz  2  Satz  2
 StGB),  um  auch  solche  Taten  zu  erfassen,  die  im
 EU-Ausland begangen wurden.

 2.  Die  Richtlinie  Umweltstrafrecht  beschreibt  als  „rechts-
 widrig“  auch  den  Verstoß  gegen  die  Entscheidung  einer
 zuständigen  Behörde.  Im  deutschen  Verwaltungsrecht
 führt  allerdings  die  Entscheidung  einer  lediglich  örtlich
 unzuständigen  Behörde  in  der  Regel  nicht  zur  Nichtigkeit
 des  von  ihr  erlassenen  Verwaltungsaktes  (§  44  Absatz  3
 Nummer  1  des  Verwaltungsverfahrensgesetzes).  Der  Ver-
 stoß  gegen  Verwaltungsakte  einer  örtlich  unzuständigen
 Behörde  kann  damit  nach  deutschem  Recht  ebenfalls
 strafbewehrt  sein.  Damit  enthält  das  deutsche  Recht  eine
 Regelung,  die  über  die  Vorgabe  in  der  Richtlinie  hinaus-
 geht.  Da  die  Richtlinie  jedoch  nur  Mindestvorschriften
 enthält,  steht  es  den  Mitgliedstaaten  frei,  im  Einklang  mit
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dem  Vertrag  strengere  Maßnahmen  für  den  wirksamen
 Schutz  der  Umwelt  zu  erlassen  oder  aufrechtzuerhalten
 (Erwägungsgrund  12  der  Richtlinie).  Die  engere  Fassung
 der  Definition  in  der  Richtlinie  führt  daher  nicht  dazu,
 dass das deutsche Recht eingeschränkt werden muss.

 3.  Artikel  3  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  führt  nur  zu  ge-
 ringem Umsetzungsbedarf:

 a)  Nach  Artikel  3  Buchstabe  a  der  Richtlinie  Umwelt-
 strafrecht  sind  die  Mitgliedstaaten  verpflichtet,  das
 vorsätzliche  oder  zumindest  grob  fahrlässige  Einlei-
 ten,  Abgeben  oder  Einbringen  einer  Menge  von  Stof-
 fen  oder  ionisierender  Strahlung  in  die  Luft,  den  Bo-
 den  oder  das  Wasser  mit  Strafe  zu  bedrohen,  wenn
 dadurch  der  Tod  oder  eine  schwere  Körperverletzung
 von  Personen  oder  erhebliche  Schäden  hinsichtlich
 der  Luft-,  Boden-  oder  Wasserqualität  oder  an  Tieren
 oder  Pflanzen  verursacht  wird  oder  verursacht  werden
 kann.  Das  deutsche  Strafrecht  entspricht  den  Anfor-
 derungen dieses Artikels bereits weitestgehend.

 aa)  Hinsichtlich  des  Einleitens,  Abgebens  oder  Ein-
 bringens  einer  Menge  von  Stoffen  in  die  Luft  sind
 die  Anforderungen  des  Artikels  3  Buchstabe  a
 der  Richtlinie  von  dem  Straftatbestand  des  §  325
 StGB  (Luftverunreinigung)  erfasst.  Besonders
 schwere  Fälle  sind  in  §  330  StGB,  die  fahrlässige
 Begehungsweise  in  §  325  Absatz  3  (künftig:  Ab-
 satz  4  und  5)  StGB  unter  Strafe  gestellt.  Zudem
 können  Luftverunreinigungen  auch  nach  §  326
 Absatz  1  Nummer  4  Buchstabe  a  StGB,  entspre-
 chende  Fahrlässigkeitstaten  nach  §  326  Absatz  5
 StGB strafbar sein.

 §  325  StGB  setzte  allerdings  bislang  den  Betrieb
 einer  Anlage  als  Ursache  einer  Luftverunreini-
 gung  voraus.  Diese  Voraussetzung  behielt  auch
 das  Einunddreißigste  Strafrechtsänderungsgesetz
 –  Zweites  Gesetz  zur  Bekämpfung  der  Umwelt-
 kriminalität  (31.  StrÄndG)  –  vom  27.  Juni  1994
 (BGBl.  I  S.  1440)  bei,  da  auf  Grund  des  in  §  325
 StGB  verwendeten  sehr  weiten  –  und  über  §  3
 Absatz  5  des  Bundes-Immissionsschutzgesetzes
 (BImSchG)  hinausgehenden  –  Anlagenbegriffs
 kaum  Fälle  strafwürdigen  Handelns  außerhalb
 des  Betriebs  einer  Anlage  denkbar  seien  (vgl.
 Bundestagsdrucksache  12/192,  S.  18).  Die  Richt-
 linie  geht  jedoch  über  diese  Einschränkung  hin-
 aus  und  umfasst  auch  einmalige  Emissionen  au-
 ßerhalb  einer  Betriebsstätte  oder  Maschine,  die
 von  ausreichender  Erheblichkeit  sind.  In  Betracht
 kommen  hier  z.  B.  durch  auf  freiem  Feld  verrot-
 tende  Fässer  freigesetzte  giftige  Dämpfe.  Der
 Entwurf  sieht  in  einem  neuen  §  325  Absatz  3  für
 diese  Fälle  eine  Strafbarkeit  dann  vor,  wenn
 Schadstoffe  in  bedeutendem  Umfang  in  die  Luft
 freigesetzt werden.

 Der  vollständige  Tatbestandsausschluss  im  bishe-
 rigen  §  325  Absatz  5  (künftig:  Absatz  7)  StGB
 für  bestimmte  Verkehrsfahrzeuge  ist  durch  die
 Richtlinie  nicht  gedeckt  und  soll  daher  ebenfalls
 modifiziert werden.

 bb)  Im  Hinblick  auf  das  Einleiten,  Abgeben  oder  Ein-
 bringen  einer  Menge  von  Stoffen  in  den  Boden
 genügt  die  Vorschrift  des  §  324a  StGB  (Boden-
 verunreinigung)  den  Anforderungen  von  Artikel  3
 Buchstabe  a  der  Richtlinie.  Dass  der  deutsche
 Tatbestand  anders  als  die  Vorgabe  in  Artikel  3
 Buchstabe  a  der  Richtlinie  als  Erfolgsdelikt  aus-
 gestaltet  ist,  ist  insofern  unschädlich,  als  neben
 der  Verunreinigung  auch  jede  sonstige  nachteili-
 ge  Veränderung  der  Bodeneigenschaften  erfasst
 wird.  Eine  nachhaltige  Verschlechterung  der  öko-
 logischen  Qualität  ist  nicht  erforderlich  (Heine
 in:  Schönke/Schröder,  StGB,  28.  Auflage  2010,
 §  324a  Rn.  9).  Besonders  schwere  Fälle  sind  in
 §  330  StGB,  die  fahrlässige  Begehungsweise  in
 §  324a  Absatz  3  StGB  unter  Strafe  gestellt.  Bo-
 denverunreinigungen  können  zudem  von  §  326
 Absatz  1  Nummer  4  Buchstabe  a  StGB  erfasst
 sein.  Nach  §  326  Absatz  5  StGB  ist  auch  die
 Fahrlässigkeitstat strafbar.

 cc)  Das  Einleiten,  Abgeben  oder  Einbringen  einer
 Menge  von  Stoffen  in  das  Wasser  ist  in  §  324
 StGB  (Gewässerverunreinigung)  unter  Strafe  ge-
 stellt.  Dass  der  deutsche  Tatbestand  anders  als  die
 Vorgabe  in  Artikel  3  Buchstabe  a  der  Richtlinie
 als  Erfolgsdelikt  ausgestaltet  ist,  ist  insofern  un-
 schädlich,  als  neben  der  Verunreinigung  auch  je-
 de  sonstige  nachteilige  Veränderung  der  Wasser-
 eigenschaften  erfasst  wird.  Konkrete  Nachteile
 müssen  dabei  nicht  eingetreten  sein,  es  genügt  ein
 „Minus  an  Wassergüte“  (Fischer,  StGB,  57.  Auf-
 lage  2010,  §  324  Rn.  6;  Bundestagsdrucksache
 8/2382,  S.  14).  Vorschriften  zum  Schutz  der  Was-
 serqualität  enthalten  darüber  hinaus  §  326  Ab-
 satz  1  Nummer  4  Buchstabe  a  und  §  330  StGB.
 Die  fahrlässigen  Begehungsweisen  sind  nach
 §  324  Absatz  3  und  §  326  Absatz  5  StGB  strafbar.

 dd)  Die  Vorgaben  in  Artikel  3  Buchstabe  a  der  Richt-
 linie  zu  Handlungen  in  Bezug  auf  ionisierende
 Strahlung  werden  im  deutschen  Recht  insbeson-
 dere  durch  den  Straftatbestand  des  §  311  Absatz  1
 Nummer  1  und  Absatz  3  StGB  (Freisetzen  ioni-
 sierender  Strahlen)  erfüllt.  Daneben  kommt  auch
 eine  Strafbarkeit  nach  §  328  Absatz  3  Nummer  1
 StGB  (Unerlaubter  Umgang  mit  radioaktiven
 Stoffen  und  anderen  gefährlichen  Stoffen  und
 Gütern)  in  Betracht.  Nach  §  328  Absatz  5  StGB
 ist  die  fahrlässige  Begehungsweise  strafbar.  In
 besonders  schweren  Fällen  findet  §  330  StGB
 Anwendung.

 ee)  Hinsichtlich  der  Verursachung  des  Todes  oder  der
 schweren  Körperverletzung  von  Personen  wer-
 den  die  Anforderungen  aus  Artikel  3  Buchstabe  a
 der  Richtlinie  zudem  durch  die  Straftaten  gegen
 das  Leben  (§  211  ff.  StGB)  und  gegen  die  körper-
 liche  Unversehrtheit  (§  223  ff.  StGB)  umfassend
 unter  Strafe  gestellt.  Auch  fahrlässige  Begehens-
 weisen  sind  strafbar  (§  222  beziehungsweise
 §  229 StGB).

 b)  Artikel  3  Buchstabe  b  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 gibt  vor,  bestimmte  rechtswidrige  Handlungen  im  Zu-
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sammenhang  mit  der  Sammlung,  Beförderung,  Ver-
 wertung  und  Beseitigung  von  Abfällen,  einschließlich
 der  betrieblichen  Überwachung  dieser  Verfahren  und
 der  Nachsorge  von  Beseitigungsanlagen  sowie  der
 Handlungen,  die  von  Händlern  oder  Maklern  über-
 nommen werden, unter Strafe zu stellen.

 Im  Wesentlichen  sind  diese  Taten  in  §  326  Absatz  1
 StGB  unter  Strafe  gestellt.  Nach  §  326  Absatz  5  StGB
 ist auch fahrlässiges Handeln strafbar.

 Hinsichtlich  der  Vorgaben  zur  betrieblichen  Überwa-
 chung  und  der  Nachsorge  von  Beseitigungsanlagen
 kommt  in  den  Fällen,  in  denen  der  Täter  (z.  B.  der  Ab-
 fallbeauftragte  eines  Unternehmens  gemäß  den  §§  54,
 55  des  Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallgesetzes)  den
 Eintritt  eines  von  ihm  nicht  durch  aktives  Tun  herbei-
 geführten  Erfolgs  nicht  verhindert,  eine  Strafbarkeit
 nach  §  13  StGB  –  Begehen  durch  Unterlassen  –  in  Be-
 tracht.

 Jedoch  ist  die  Erweiterung  des  Straftatbestandes  des
 §  326  Absatz  1  StGB  auf  die  bisher  von  der  Norm
 nicht  erfasste  innerstaatliche  Beförderung  von  gefähr-
 lichen Abfällen erforderlich.

 c)  Artikel  3  Buchstabe  c  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 gibt  den  Mitgliedstaaten  vor,  die  Verbringung  von
 Abfällen  unter  Strafe  zu  stellen,  sofern  diese  Tätigkeit
 unter  Artikel  2  Nummer  35  der  Verordnung  (EG)
 Nummer  1013/2006  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006  über  die  Verbrin-
 gung  von  Abfällen  fällt  und  in  nicht  unerheblicher
 Menge erfolgt.

 Im  deutschen  Recht  werden  die  unter  Artikel  2  Num-
 mer  35  der  Verordnung  (EG)  Nummer  1013/2006  fal-
 lenden  Tätigkeiten  von  dem  Tatbestand  des  §  326  Ab-
 satz  2  StGB  erfasst,  der  die  entgegen  einem  Verbot
 oder  ohne  die  erforderliche  Genehmigung  erfolgende
 Verbringung  von  Abfällen  in  den,  aus  dem  oder  durch
 den Geltungsbereich des StGB unter Strafe stellt.

 Allerdings  erfasst  §  326  Absatz  2  StGB  bislang  nur
 die  Verbringung  von  bestimmten  gefährlichen  Abfäl-
 len,  die  besonders  geeignet  sind,  schädliche  Umwelt-
 einwirkungen  hervorzurufen,  oder  die  erst  durch  ihre
 Menge  umweltgefährdend  sind  (Abfälle  im  Sinne  des
 §  326 Absatz 1 StGB).

 Da  der  dem  Artikel  2  Nummer  35  der  Verordnung  (EG)
 Nummer  1013/2006  zu  Grunde  liegende  Abfallbegriff
 über  den  des  §  326  Absatz  1  StGB  hinausgeht,  ist  eine
 Änderung des §  326 Absatz 2 StGB erforderlich.

 d)  Die  Vorgabe  in  Artikel  3  Buchstabe  d  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht,  den  Betrieb  einer  Anlage  unter
 Strafe  zu  stellen,  in  der  gefährliche  Tätigkeiten  ausge-
 übt  oder  in  der  gefährliche  Stoffe  oder  Zubereitungen
 gelagert  oder  verwendet  werden,  führt  zu  geringem
 Umsetzungsbedarf.  Neben  den  Vorschriften  der
 §§  324,  324a,  325  und  330  StGB  sind  insbesondere
 auch  die  Straftatbestände  in  §  327  Absatz  1  und  2
 StGB  (Unerlaubtes  Betreiben  von  Anlagen)  und
 §  328  Absatz  3  Nummer  1  StGB  einschlägig.  Die
 fahrlässige  Begehungsweise  ist  nach  §  327  Absatz  3
 und §  328 Absatz 5 StGB strafbar.

 Die  Voraussetzung  in  §  327  StGB,  dass  das  Betreiben
 der  Anlage  „ohne  die  erforderliche  Genehmigung“  er-
 folgen  muss,  wird  durch  die  Richtlinie  nicht  berührt.
 Eine  Anlage  ist  nach  §  4  Absatz  1  des  Bundes-Immis-
 sionsschutzgesetzes  (BImSchG)  immer  geneh-
 migungsbedürftig,  wenn  sie  in  besonderem  Maße
 geeignet  ist,  schädliche  Umwelteinwirkungen  hervor-
 zurufen  oder  die  Allgemeinheit  oder  Nachbarschaft
 zu  gefährden.  Auch  das  bereits  genehmigte  Betreiben
 einer  Anlage  kann  rechtswidrig  im  Sinne  der  Richt-
 linie  sein.  Dieser  Fall  wird  ebenfalls  von  §  327  StGB
 erfasst,  da  die  Änderung  der  Lage,  der  Beschaffenheit
 oder  des  Betriebs  einer  genehmigungsbedürftigen
 Anlage  nach  §  16  Absatz  1  Satz  1  BImSchG  der  Ge-
 nehmigung  bedarf,  wenn  dadurch  nachteilige  Auswir-
 kungen  –  entsprechend  den  in  Artikel  3  Buchstabe  d
 der  Richtlinie  aufgeführten  schwerwiegenden  Folgen  –
 hervorgerufen werden können.

 Um  in  Deutschland  auch  die  Verfolgung  von  Taten  zu
 ermöglichen,  die  in  anderen  EU-Mitgliedstaaten  be-
 gangenen  wurden,  wird  vorgeschlagen,  in  §  327  Ab-
 satz  2  Satz  2  einen  neuen  Tatbestand  einzufügen,  der
 die  Vorgabe  von  Artikel  3  Buchstabe  d  der  Richtlinie
 für  solche  Anlagen  umsetzt,  die  außerhalb  des  Gel-
 tungsbereichs  des  deutschen  Rechts  im  EU-Ausland
 betrieben werden.

 e)  Artikel  3  Buchstabe  e  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht,
 nach  dem  bestimmte  Handlungen  in  Bezug  auf  Kern-
 material  oder  andere  radioaktive  Stoffe  mit  Strafe  zu
 bewehren  sind,  führt  zu  geringfügigem  Umsetzungs-
 bedarf.  Rechtswidrige  Taten  in  Bezug  auf  Kernmaterial
 werden  insbesondere  durch  §  328  Absatz  1  Nummer  1
 und  Absatz  2  Nummer  2  StGB  abgedeckt.  Diese  Tat-
 bestände  gehen  grundsätzlich  sogar  über  die  Vorgaben
 der  Richtlinie  hinaus,  weil  weder  ein  Schadenseintritt
 noch  eine  entsprechende  Eignung  Tatbestandsvoraus-
 setzung  ist.  Die  Strafbarkeit  der  Verwendung  sonstiger
 radioaktiver  Stoffe  ist  in  §  328  Absatz  1  Nummer  2  und
 Absatz  2  Nummer  2  StGB  geregelt.  Auch  §  328  Ab-
 satz  3  Nummer  1  StGB  stellt  Gefährdungen  durch
 radioaktive  Stoffe  unter  Strafe.  Die  rechtswidrige  Be-
 seitigung  radioaktiver  Abfälle  ist  ebenfalls  schon  nach
 geltendem  Recht  strafbar  und  zwar  nach  §  326  Absatz  1
 Nummer  3  und  Absatz  3  StGB  (in  Verbindung  mit  §  9a
 Absatz 2 des Atomgesetzes).

 Das  in  §  328  Absatz  1  Nummer  2  und  Absatz  3  StGB
 bisher  enthaltene  Merkmal  der  groben  Pflichtwidrig-
 keit  schränkt  die  Strafbarkeit  weiter  ein,  als  dies  durch
 die  Richtlinie  vorgegeben  ist.  Dieses  Merkmal  soll
 daher  gestrichen  werden.  Nicht  ausdrücklich  erfasst
 werden  von  §  328  Absatz  1  Nummer  2  StGB  bisher
 zudem  radioaktive  Stoffe,  die  geeignet  sind,  Umwelt-
 schäden  herbeizuführen.  Insoweit  soll  eine  Erweite-
 rung  des  Straftatbestandes  erfolgen.  Ebenfalls  nicht
 ausdrücklich  erfasst  wird  von  §  328  Absatz  1  StGB
 bisher  das  Herstellen  von  Kernbrennstoffen  oder  an-
 deren  radioaktiven  Stoffen.  Auch  insoweit  wird  eine
 Erweiterung des Tatbestandes vorgeschlagen.

 Fahrlässiges  Handeln  ist  nach  §  328  Absatz  5  StGB
 strafbar.  In  besonders  schweren  Fällen  findet  §  330
 StGB Anwendung.
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f)  Die  nach  Artikel  3  Buchstabe  f  der  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  unter  Strafe  zu  stellenden  Handlungen
 in  Bezug  auf  geschützte  wildlebende  Tier-  oder  Pflan-
 zenarten  werden  bereits  weitgehend  im  geltenden
 Recht  von  den  Straftatbeständen  in  §  71  in  Verbin-
 dung  mit  §  69  Absatz  2  und  3  des  Bundesnaturschutz-
 gesetzes  (BNatSchG)  erfasst,  wenn  es  sich  um  Tiere
 oder  Pflanzen  einer  streng  geschützten  Art  handelt.
 Eine  streng  geschützte  Art  liegt  nach  §  7  Absatz  2
 Nummer  14  BNatSchG  vor,  wenn  eine  besonders  ge-
 schützte  Art  (§  7  Absatz  2  Nummer  13  BNatSchG)  im
 Anhang  A  der  Verordnung  (EG)  Nummer  338/97,  im
 Anhang  IV  der  Richtlinie  92/43/EWG  oder  in  einer
 Rechtsverordnung  nach  §  54  Absatz  2  BNatSchG
 (vgl.  §  1  in  Verbindung  mit  Anlage  1  der  Bundes-
 artenschutzverordnung)  aufgeführt  ist.  Leichtfertige
 Begehungsformen  sind  in  den  vorgeschlagenen  §  71
 Absatz  4  und  §  71a  Absatz  3  BNatSchG  unter  Strafe
 gestellt.

 Darüber  hinaus  werden  die  nach  der  Richtlinie  zu  be-
 strafenden  Handlungen  von  der  Strafvorschrift  des
 §  329  Absatz  3  Nummer  6  und  7  StGB  (Gefährdung
 schutzbedürftiger  Gebiete)  erfasst,  soweit  es  sich  um
 Tiere  oder  Pflanzen  in  Naturschutzgebieten,  um  als
 Naturschutzgebiet  einstweilig  sichergestellten  Flä-
 chen  oder  um  Nationalparks  handelt.  Wird  durch  die
 Tathandlung  ein  Bestand  von  Tieren  oder  Pflanzen
 einer  vom  Aussterben  bedrohten  Art  nachhaltig  ge-
 schädigt,  liegt  zudem  in  der  Regel  ein  besonders
 schwerer  Fall  einer  Umweltstraftat  vor  (§  330  Absatz  1
 Satz 2 Nummer 3 StGB).

 Nach  der  Definition  der  geschützten  wildlebenden
 Tier-  oder  Pflanzenarten  in  Artikel  2  Buchstabe  b
 Nummer  i  zweiter  Spiegelstrich  werden  von  der  Vor-
 gabe  in  Artikel  3  Buchstabe  f  der  Richtlinie  allerdings
 nicht  nur  die  streng  geschützten  Arten  im  Sinne  des
 §  7  Absatz  2  Nummer  14  BNatSchG  erfasst,  sondern
 auch  die  in  Anhang  I  der  Richtlinie  79/409/EWG
 (zwischenzeitlich  durch  die  Richtlinie  2009/147/EG
 ersetzt)  und  die  in  Artikel  4  Absatz  2  jener  Richtlinie
 genannten  Vogelarten.  Deshalb  bedarf  §  71  BNatSchG
 einer  Ergänzung  dahingehend,  dass  auch  die  Tötung,
 die  Zerstörung,  der  Besitz  und  die  Entnahme  von
 geschützten  wildlebenden  Tier-  und  Pflanzenarten
 bestraft  werden.  Diese  Ergänzung  wird  in  §  71a
 Absatz  1  vorgeschlagen.  Dabei  setzt  auch  der  neue
 §  71a  BNatSchG  einen  Verstoß  gegen  die  Zugriffs-
 oder  Besitzverbote  in  §  44  Absatz  1  oder  2  BNatSchG
 voraus.  Auch  künftig  privilegiert  §  44  Absatz  4
 BNatSchG  die  Land-,  Forst-  und  Fischereiwirtschaft
 dadurch,  dass  Handlungen,  die  den  Anforderungen  des
 §  44  Absatz  4  BNatSchG  entsprechen,  keinen  Verstoß
 gegen  die  Zugriffs-  oder  Besitzverbote  darstellen
 (§  44 Absatz 4 Satz 1 BNatSchG).

 Infolge  der  Trennung  der  Rechtskreise  Jagdrecht  und
 Naturschutzrecht  unterliegen  einige  der  geschützten
 wildlebenden  Tierarten,  die  von  Artikel  3  Buchstaben  f
 und  g  in  Verbindung  mit  Artikel  2  Buchstabe  b  der
 Richtlinie  Umweltstrafrecht  erfasst  sind,  dem  Jagd-
 recht.  Mit  Artikel  3  des  Entwurfs  werden  die  notwen-
 digen  Anpassungen  im  Bundesjagdgesetz  (BJagdG)

 vorgenommen.  Die  nach  der  Richtlinie  Umweltstraf-
 recht  unter  Strafe  zu  stellenden  Handlungen  werden
 im  geltenden  Recht  bereits  weitgehend  vom  Straftat-
 bestand  in  §  38  Absatz  1  Nummer  2  BJagdG  erfasst.
 Dies  gilt  jedenfalls  für  die  Tötung,  Zerstörung  und
 Entnahme  von  Exemplaren  geschützter  wildlebender
 Tierarten,  soweit  sie  dem  Jagdrecht  unterliegen.  Er-
 gänzungen  bzw.  Anpassungen  sind  jedoch  erforder-
 lich  im  Hinblick  auf  die  Kriminalisierung  des  Besit-
 zes  von  und  des  Handels  mit  den  geschützten  Arten,
 sowie  bezüglich  des  Strafmaßes  bei  der  fahrlässigen
 Begehungsform.  Hierzu  sind  Änderungen  des  Bun-
 desjagdgesetzes  erforderlich  –  insbesondere  der  Er-
 mächtigungsgrundlage  §  36  Absatz  1  Nummer  2
 BJagdG  als  Voraussetzung  für  notwendige  Folgeän-
 derungen  in  der  Bundeswildschutzverordnung.  Diese
 Folgeänderungen,  die  mit  Blick  auf  die  Besitz-  und
 Handelsverbote  für  die  betroffenen  geschützten  wild-
 lebenden  Tierarten  des  Jagdrechts  erforderlich  sind,
 sollen  in  unmittelbaren  zeitlichen  Zusammenhang  mit
 den  hier  vorgeschlagenen  Änderungen  des  Bundes-
 jagdgesetzes  erfolgen.  Dazu  sind  insbesondere  von
 Artikel  2  Buchstabe  b  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 erfasste  Haarwildarten  in  die  Bundeswildschutzver-
 ordnung aufzunehmen.

 g)  Die  Vorgabe  in  Artikel  3  Buchstabe  g  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht,  den  Handel  mit  geschützten  wild-
 lebenden  Tier-  oder  Pflanzenarten  sowie  mit  Teilen
 oder  Erzeugnissen  von  diesen  unter  Strafe  zu  stellen,
 wird  bereits  mit  dem  Straftatbestand  in  §  71  Absatz  2
 in  Verbindung  mit  §  69  Absatz  3  Nummer  21
 BNatSchG  erfüllt,  soweit  sich  der  Handel  auf  Tiere
 oder Pflanzen einer streng geschützten Art bezieht.

 Über  die  Begriffsbestimmung  der  streng  geschützten
 Arten  in  §  7  Absatz  2  Nummer  14  BNatSchG  hinaus
 umfasst  die  Definition  der  geschützten  wildlebenden
 Tier-  oder  Pflanzenarten  in  Artikel  2  Buchstabe  b
 Nummer  ii  der  Richtlinie  allerdings  auch  Anhang  B
 der  Verordnung  (EG)  Nr.  338/97.  Zur  vollständigen
 Umsetzung  des  Artikels  3  Buchstabe  g  der  Richtlinie
 wird  daher  eine  Ergänzung  des  §  71  BNatSchG  durch
 §  71a Absatz 2 vorgeschlagen.

 h)  Artikel  3  Buchstabe  h  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 gibt  den  Mitgliedstaaten  vor,  jede  Handlung,  die  eine
 erhebliche  Schädigung  eines  Lebensraums  innerhalb
 eines  geschützten  Gebietes  verursacht,  unter  Strafe  zu
 stellen.

 Mit  §  329  StGB  gibt  es  im  deutschen  Recht  zwar
 einen  Straftatbestand,  der  besonders  gefährdete  Ge-
 biete,  z.  B.  Wasser-  oder  Heilquellenschutzgebiete
 (§  329  Absatz  2  StGB)  sowie  Naturschutzgebiete  und
 Nationalparks  (§  329  Absatz  3  StGB),  vor  bestimm-
 ten  Beeinträchtigungen  schützen  soll.  Allerdings  ist
 die  Verursachung  einer  Schädigung  der  in  Artikel  3
 Buchstabe  h  genannten  und  in  Artikel  2  Buchstabe  c
 der  Richtlinie  näher  bestimmten  Lebensräume  und
 Lebensraumtypen  innerhalb  eines  Natura-2000-Ge-
 biets bislang nicht unter Strafe gestellt.

 Es  wird  daher  eine  Ergänzung  des  §  329  StGB  um
 einen entsprechenden Straftatbestand vorgeschlagen.
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i)  Die  Vorgabe,  die  Produktion,  die  Einfuhr,  die  Aus-
 fuhr,  das  Inverkehrbringen  oder  die  Verwendung  von
 Stoffen,  die  zum  Abbau  der  Ozonschicht  beitragen,
 unter  Strafe  zu  stellen  (Artikel  3  Buchstabe  i  der
 Richtlinie  Umweltstrafrecht),  wird  im  deutschen
 Recht  durch  den  Straftatbestand  in  §  27  des  Gesetzes
 zum  Schutz  vor  gefährlichen  Stoffen  (ChemG)  in  Ver-
 bindung  mit  Rechtsverordnungen  nach  §  27  Absatz  1
 Nummer  1  und  Nummer  3  ChemG  erfüllt,  die  wieder-
 um  auf  die  EG-Verordnung  über  Stoffe,  die  zum
 Schutz  der  Ozonschicht  führen,  verweisen.  Da  die
 bisherige  Verordnung  Nr.  2037/2000  mit  Wirkung
 vom  1.  Januar  2010  durch  die  Verordnung  (EG)
 Nr.  1005/2009  ersetzt  wurde,  werden  die  beiden  hier
 einschlägigen  Rechtsverordnungen,  nämlich  die  Che-
 mikalien-Straf-  und  Bußgeldverordnung  sowie  die
 Chemikalien-Ozonschichtverordnung  derzeit  an  das
 geänderte  EU-Recht  zum  Schutz  der  Ozonschicht  an-
 gepasst.  Änderungen  des  Gesetzes  zum  Schutz  vor
 gefährlichen  Stoffen  sind  nicht  erforderlich.  Die  fahr-
 lässige  Begehungsweise  ist  nach  §  27  Absatz  4
 ChemG strafbar.

 4.  Die  sich  aus  Artikel  4  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  er-
 gebenden  Strafbarkeitsverpflichtungen  werden  durch  die
 §§  26, 27 StGB (Anstiftung, Beihilfe) erfüllt.

 5.  Mit  den  §§  30  und  130  des  Gesetzes  über  Ordnungswid-
 rigkeiten  (OWiG)  besteht  im  deutschen  Recht  ein  Instru-
 mentarium,  das  den  Anforderungen  der  Artikel  6  und  7
 der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  (Verantwortlichkeit  ju-
 ristischer  Personen,  Sanktionen  gegen  juristische  Perso-
 nen) genügt.

 6.  Über  die  Umsetzung  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  hi-
 naus  verfolgt  der  Gesetzentwurf  das  Ziel,  die  Begriffe  in
 §  326 StGB an das Chemikaliengesetz anzugleichen.

 7.  Außerdem  sieht  der  Gesetzentwurf  vor,  auf  der  Grundla-
 ge  der  am  8.  Juli  2005  von  der  Vertragsstaatenkonferenz
 geänderten  Vorgaben  im  Übereinkommen  vom  26.  Okto-
 ber  1979  über  den  physischen  Schutz  von  Kernmaterial,
 in  §  311  StGB  aus  Gründen  der  Klarstellung  auch  Taten
 aufzunehmen,  die  geeignet  sind,  die  Umwelt  erheblich  zu
 schädigen.

 8.  Die  Vorgaben  in  der  Richtlinie  2009/123/EG  zur  Än-
 derung  der  Richtlinie  2005/35/EG  über  die  Meeres-
 verschmutzung  durch  Schiffe  und  die  Einführung  von
 Sanktionen  für  Verstöße  führen  nicht  zu  einem  Ände-
 rungsbedarf  im  deutschen  Strafrecht.  Soweit  nach  Arti-
 kel  5a  dieser  Richtlinie  Verstöße  im  Sinne  der  Artikel  4
 und  5  unter  Strafe  zu  stellen  und  nach  Artikel  8a  mit
 wirksamen,  verhältnismäßigen  und  abschreckenden
 strafrechtlichen  Sanktionen  zu  bewehren  sind,  werden
 diese  Vorgaben  durch  den  Straftatbestand  des  §  324  Ab-
 satz  1  StGB  erfüllt.  Auch  die  fahrlässige  Begehung  ist
 nach  §  324  Absatz  3  StGB  strafbar.  Für  besonders  schwe-
 re  Fälle  sind  nach  §  330  erhöhte  Strafen  vorgesehen.  An-
 stiftung  und  Beihilfe  zu  Taten  nach  §  324  StGB  sind  nach
 den  §§  26  und  27  StGB  strafbar,  so  dass  auch  die  Vorgabe
 in  Artikel  5b  der  Richtlinie  umgesetzt  ist.  Mit  den  §§  30
 und  130  OWiG  besteht  im  deutschen  Recht  ein  Instru-
 mentarium,  das  den  Anforderungen  der  Artikel  8b  und  8c
 der  Richtlinie  (Verantwortlichkeit  juristischer  Personen,
 Sanktionen gegen juristische Personen) genügt.

 III.  Gesetzgebungszuständigkeit;  Vereinbarkeit  mit  dem
 Recht  der  Europäischen  Union  und  völkerrecht-
 lichen  Verträgen,  die  die  Bundesrepublik  Deutsch-
 land abgeschlossen hat

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  folgt  aus  Arti-
 kel  74  Absatz  1  Nummer  1  des  Grundgesetzes  (Strafrecht).

 Der  Gesetzentwurf  ist  mit  dem  Recht  der  Europäischen
 Union  und  völkerrechtlichen  Verträgen,  die  die  Bundesrepu-
 blik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

 IV.  Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte und
 die Wirtschaft; Bürokratiekosten

 Durch  dieses  Gesetz  entstehen  voraussichtlich  keine  Kosten
 für  die  Wirtschaft,  insbesondere  für  kleine  und  mittelstän-
 dische  Unternehmen.  Auswirkungen  auf  Einzelpreise,  das
 Preisniveau,  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau,  sind
 daher  nicht  zu  erwarten.  Allerdings  kann  nicht  völlig  ausge-
 schlossen  werden,  dass  es  in  Einzelfällen  zu  geringfügigen
 Einzelpreiseffekten  kommen  kann.  Beispielsweise  ist  vor-
 stellbar,  dass  Unternehmen,  die  sich  nicht  rechtskonform
 verhalten  und  die  mit  Sanktionen  belegt  werden,  versuchen,
 die  Belastungen  über  die  Preise  an  die  Kunden  weiterzuge-
 ben.  Führen  Sanktionen  auf  Grund  normwidrigen  Verhaltens
 im  Extremfall  zu  zeitlich  begrenzten  oder  dauerhaften  Be-
 triebsschließungen,  lassen  sich  Veränderungen  der  Nachfra-
 ge-  und  Angebotsstrukturen  für  einzelne  Teilmärkte  mit  den
 entsprechenden  Einzelpreiseffekten  ebenfalls  nicht  völlig
 ausschließen.  Wegen  der  wahrscheinlich  geringen  Fallzah-
 len  sind  aber  Auswirkungen  auf  das  Verbraucher-  oder  allge-
 meine  Preisniveau  nicht  zu  erwarten.  Auch  die  Belastungen
 der  öffentlichen  Haushalte,  die  infolge  eines  im  Ausmaß  eng
 begrenzten  Anstiegs  des  Vollzugsaufwands  entstehen  kön-
 nen, rufen keine mittelbaren preisrelevanten Effekte hervor.

 Mit  dem  Gesetzentwurf  werden  keine  Informationspflichten
 für  Unternehmen,  Bürgerinnen  und  Bürger  und  die  Verwal-
 tung eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft.

 V.  Gleichstellungspolitische Auswirkungen

 Der  Entwurf  hat  keine  erkennbaren  gleichstellungspoliti-
 schen  Auswirkungen.  Grundsätzlich  sind  weibliche  und
 männliche  Personen  von  den  Vorschriften  des  Entwurfs  in
 gleicher Weise betroffen.

 VI.  Nachhaltige Entwicklung

 Der  Gesetzentwurf  steht  im  Einklang  mit  den  Leitgedanken
 der  Bundesregierung  zur  nachhaltigen  Entwicklung  im  Sin-
 ne  der  Nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie.  Indem  es  dem
 Schutz  der  Umwelt  dient,  fördert  das  Vorhaben  eine  nachhal-
 tige Entwicklung.

 B.  Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des Strafgesetzbuchs)

 Zu Nummer 1

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Folgeänderung  im  In-
 haltsverzeichnis  auf  Grund  der  Änderung  der  Überschrift
 des §  326 StGB.
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Zu Nummer 2  (§  311 Absatz 1)

 Das  Übereinkommen  vom  26.  Oktober  1979  über  den  physi-
 schen  Schutz  von  Kernmaterial  wurde  von  der  Vertragsstaa-
 tenkonferenz  mit  Entschließung  vom  8.  Juli  2005  geändert.
 Der  Deutsche  Bundestag  hat  dieser  Änderung  mit  Gesetz
 vom  6.  Juni  2008  zugestimmt  (BGBl.  2008  II  S.  574).  Nach
 Nummer  9  der  Änderungsentschließung  wurde  die  Vorgabe
 zu  Straftaten  in  Artikel  7  Absatz  1  Buchstabe  e  des  Überein-
 kommens  dahingehend  erweitert,  dass  auch  gegen  eine
 Kernanlage  gerichtete  oder  auf  den  Betrieb  einer  Kernanlage
 einwirkende  Handlungen  erfasst  werden  müssen,  die  bedeu-
 tende  Umweltschäden  durch  Strahlenbelastung  oder  Freiset-
 zung  radioaktiver  Stoffe  verursachen  oder  in  Kenntnis  davon
 begangen  werden,  dass  sie  geeignet  sind,  solche  Schäden  zu
 verursachen.  Auch  die  erweiterte  Fassung  der  Vorgabe  in  Ar-
 tikel  7  des  Übereinkommens  wird  im  deutschen  Recht  zwar
 grundsätzlich  von  den  Straftatbeständen  in  den  §§  211,  212,
 226,  304,  305,  308,  309  Absatz  1,  2,  3  und  6,  §  311  Absatz  1
 Nummer  1  (auch  in  Verbindung  mit  Artikel  2  des  Umset-
 zungsgesetzes  zu  dem  Übereinkommen  vom  24.  April  1990,
 BGBl.  1990  II  S.  326,  1995  II  S.  299),  §§  316b  und  324
 StGB  erfüllt  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/8151,  S.  23  f.).
 Angesichts  der  (teilweisen)  Beschränkung  von  §  309  Absatz
 6  StGB  auf  absichtliche  Handlungen  sind  jedoch  in  der  Lite-
 ratur  Zweifel  aufgekommen,  ob  tatsächlich  alle  Fälle  der
 Neufassung  der  Vorgabe  in  Artikel  7  des  Übereinkommens
 nach  deutschem  Recht  strafbar  sind,  da  „bedeutende  Um-
 weltschäden“  von  §  311  StGB  nur  erfasst  werden,  wenn  sie
 unter  das  Merkmal  „fremde  Sachen  von  bedeutendem  Wert“
 fallen  (Möhrenschlager  in:  Leipziger  Kommentar,  StGB,
 12.  Auflage  2008,  §  311  Rn.  2).  Daher  sollen  in  §  311  StGB
 aus  Gründen  der  Klarstellung  ausdrücklich  „erhebliche
 Schäden  an  Tieren  oder  Pflanzen,  Gewässern,  der  Luft  oder
 dem Boden“ aufgenommen werden.

 Zu Nummer 3  (§  325 Absatz 3 bis 7)

 1.  Die  im  Tatbestand  des  §  325  Absatz  1  StGB  umschriebe-
 ne  Tathandlung  (Immissionstatbestand)  ist  weiter  als  die
 Vorgaben  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht.  Nach  §  325
 Absatz  1  StGB  reicht  es  für  die  Tatbestandserfüllung  aus,
 dass  Veränderungen  der  Luft  generell  geeignet  sind,  die
 im  Gesetz  genannten  Rechtsgüter  zu  schädigen.  Zwar
 muss  nach  Ansicht  der  Kommentarliteratur  eine  gewisse
 Erheblichkeitsschwelle  überschritten  sein.  So  soll  es  für
 die  Erfüllung  des  Tatbestandes  nicht  ausreichen,  wenn
 sich  die  Schadenseignung  nur  auf  geringfügige  Beein-
 trächtigungen  bedeutender  Sachwerte  erstreckt  (Heine
 in:  Schönke/Schröder,  StGB,  28.  Auflage  2010,  §  325
 Rn.  13  m.  w.  N.).  Eine  anhaltende  oder  erhebliche  Beein-
 trächtigung  der  Rechtsgüter  oder  die  Eignung  zur  anhal-
 tenden  oder  erheblichen  Beeinträchtigung  wird  von
 §  325 Absatz 1 StGB aber nicht verlangt.

 Da  die  Vorgabe  in  Artikel  3  Buchstabe  a  der  Richtlinie
 auf  erhebliche  Schäden  hinsichtlich  der  Luftqualität  be-
 grenzt  ist,  wird  ein  Freisetzen  von  Schadstoffen  mit  die-
 ser  Schädigungseignung  ausreichend  von  §  325  Absatz  2
 StGB (Emissionstatbestand) erfasst.

 2.  §  325  Absatz  2  StGB  erfasst  allerdings  bisher  nur  grob
 pflichtwidrige  Handlungen.  Als  „grob“  ist  eine  Pflicht-
 widrigkeit  dann  zu  bezeichnen,  wenn  die  jeweilige
 Pflicht  in  besonders  schwerem  Maße  verletzt  wird  oder

 der  Verstoß  sich  gegen  eine  besonders  gewichtige  Pflicht
 richtet  (vgl.  Bundestagsdrucksache  12/192,  S.  23).  Die
 Richtlinie  gebietet  hingegen  die  Kriminalisierung  von  le-
 diglich  rechtswidrigem  Einleiten,  Abgeben  oder  Einbrin-
 gen  einer  Menge  von  Stoffen  in  die  Luft.  Der  Entwurf
 sieht  daher  die  Streichung  des  Merkmals  „grob“  vor,  um
 den Vorgaben der Richtlinie vollständig zu entsprechen.

 3.  Die  bisherige  Fassung  des  §  325  StGB  beschränkt  die
 Anwendbarkeit  des  Straftatbestandes  der  Luftverunreini-
 gung  auf  solche  Emissionen  und  Immissionen,  die  durch
 den  Betrieb  einer  Anlage  verursacht  werden.  Diese  Ein-
 schränkung  führt  zwar  in  der  Praxis  im  Hinblick  auf  die
 Weite  des  strafrechtlichen  Anlagenbegriffs,  der  über  den
 Anlagenbegriff  in  §  3  Absatz  5  BImSchG  hinausgeht,
 nicht  zu  erheblichen  Lücken  bei  der  Erfassung  strafwür-
 diger  Verhaltensweisen.  Die  Unterstrafestellung  gering-
 fügiger  Luftverunreinigungen  außerhalb  von  Anlagen,
 wie  z.  B.  das  die  Nachbarschaft  oftmals  nur  belästigende
 Flämmen  von  Gärten  oder  Äckern  (Bundestagsdruck-
 sache  12/192,  S.  18),  wird  auch  von  der  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  nicht  vorgegeben,  da  nur  erhebliche  Schä-
 den  hinsichtlich  der  Luftqualität  erfasst  werden  müssen.
 Allerdings  sind  auch  Fälle  erheblicher  Schäden  der  Luft-
 qualität  denkbar,  die  durch  Handlungen  außerhalb  von
 Anlagen  verursacht  werden.  Nicht  unter  den  Anlagenbe-
 griff  fallen  Einrichtungen  und  Grundstücke,  die  nur  vor-
 übergehend  oder  gelegentlich  zur  Durchführung  von  Ar-
 beiten  im  weitesten  Sinne  genutzt  werden  (Steindorf  in:
 Leipziger  Kommentar,  11.  Auflage  1997,  §  325  Rn.  21).
 Einmalige  erhebliche  Emissionen  außerhalb  einer  Be-
 triebsstätte  oder  Maschine,  wie  das  Entweichenlassen
 von  Giftstoffen  aus  einem  Vorratsbehälter  (dazu  Heger,
 Die  Europäisierung  des  deutschen  Umweltstrafrechts,
 Tübingen  2009,  S.  305  ff.)  oder  das  Giftstoffe  freisetzen-
 de  Verbrennen  eines  Kupferkabels  (dazu  Franzheim/
 Pfohl,  Umweltstrafrecht,  2.  Auflage  2002,  Rn.  206)  wer-
 den daher bisher nicht erfasst.

 4.  Um  die  Vorgaben  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  voll-
 ständig  umzusetzen,  wird  daher  die  Einfügung  eines  neu-
 en  Absatzes  3  in  §  325  StGB  vorgeschlagen,  mit  dem  er-
 hebliche  Emissionen  außerhalb  von  Anlagen  erfasst
 werden  sollen.  Da  erhebliche  Schäden  für  die  Luftquali-
 tät  in  der  Regel  von  Anlagen  ausgehen,  wird  der  Anwen-
 dungsbereich  dieses  neuen  Tatbestandes  gering  sein.  Bei
 Tathandlungen  außerhalb  von  Anlagen,  die  zu  Luftverun-
 reinigungen  führen,  handelt  es  sich  um  Verfehlungen,  die
 einen  gegenüber  Taten  nach  Absätzen  1  und  2  geringeren
 Unrechtsgehalt  aufweisen.  Daher  soll  für  solche  Taten
 nur  ein  Strafrahmen  von  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren
 oder  Geldstrafe  vorgesehen  werden,  während  die  anla-
 genbezogenen  Taten  einen  Strafrahmen  von  Freiheits-
 strafe  bis  zu  fünf  Jahren  oder  Geldstrafe  aufweisen.  Um
 den  Ausnahmecharakter  des  neuen  Tatbestandes  gegen-
 über  den  Straftaten  nach  Absatz  2  hervorzuheben,  wird
 zudem  eine  gesetzliche  Subsidiaritätsregelung  vorge-
 schlagen,  nach  der  eine  Strafbarkeit  nach  Absatz  3  nur  in
 Betracht  kommt,  wenn  die  Tat  nicht  in  Absatz  2  mit  Stra-
 fe bedroht ist.

 5.  Artikel  3  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  gibt  vor,  neben
 vorsätzlichen  auch  die  zumindest  grob  fahrlässig  began-
 genen  Taten  unter  Strafe  zu  stellen.  Die  fahrlässige  Bege-
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hung  von  Taten  nach  den  Absätzen  1  und  2  soll  künftig  in
 Absatz  4  geregelt  werden.  Der  Entwurf  sieht  davon  ab,
 auch  Taten  nach  Absatz  3  bereits  bei  (einfacher)  Fahrläs-
 sigkeit  unter  Strafe  zu  stellen.  Im  Hinblick  auf  den  gerin-
 geren  Unrechtsgehalt  (siehe  oben  Nummer  2)  sollen  sol-
 che  Taten  nur  strafbar  sein,  wenn  sie  „grob  fahrlässig“
 begangen  wurden.  Der  Begriff  der  groben  Fahrlässigkeit
 wird  in  Deutschland  zwar  im  bürgerlichen  Recht  verwen-
 det,  ist  dem  Strafrecht  aber  fremd.  Er  entspricht  inhaltlich
 dem  Begriff  der  Leichtfertigkeit,  der  bereits  im  geltenden
 Recht  verwendet  wird  (im  Umweltstrafrecht  z.  B.  auch  in
 §  330a  Absatz  5  StGB).  Daher  wird  ein  neuer  Absatz  5
 vorgeschlagen,  der  für  die  leichtfertige  Begehung  von
 Taten  nach  Absatz  3  einen  Strafrahmen  von  Freiheitsstra-
 fe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe vorsieht.

 6.  Die  bisher  in  Absatz  4  geregelte  Definition  der  „Schad-
 stoffe“  wird  künftig  in  Absatz  6  geregelt.  In  dem  neuen
 Absatz  6  muss  ein  Verweis  auf  den  neuen  Absatz  3  auf-
 genommen  werden,  da  dieser  ebenfalls  das  Merkmal
 „Schadstoffe“ enthält.

 7.  §  325  Absatz  5  StGB  enthält  bisher  eine  generelle  Aus-
 nahmeklausel  für  Kraft-,  Schienen-,  Luft-  oder  Wasser-
 fahrzeuge.  Die  umzusetzende  Richtlinie  Umweltstraf-
 recht  sieht  eine  Ausnahmeregelung  für  Fahrzeuge  nicht
 vor.  Die  Verpflichtung  aus  Artikel  3  Buchstabe  a  der
 Richtlinie  bezieht  sich  vielmehr  allgemein  auf  das  rechts-
 widrige  Einleiten,  Abgeben  oder  Einbringen  einer  Menge
 von  Stoffen  oder  ionisierender  Strahlung  in  die  Luft,  wel-
 ches  bestimmte  schwere  Folgen  verursacht  oder  zu  verur-
 sachen geeignet ist.

 a)  Der  Gesetzentwurf  trägt  dem  durch  die  Änderung  der
 Ausnahmeregelung  Rechnung,  die  künftig  in  §  325
 Absatz  7  StGB  enthalten  ist.  Die  Ausnahmeregelung
 soll  nur  noch  für  die  Fälle  des  Absatzes  1  gelten.  Da-
 gegen  sind  Fahrzeuge  in  den  Fällen  des  Absatzes  2,  in
 denen  unter  Verletzung  verwaltungsrechtlicher  Pflich-
 ten  Schadstoffe  in  bedeutendem  Umfang  in  die  Luft
 freigesetzt  werden,  nicht  mehr  von  der  Strafbarkeit
 ausgenommen.  Hier  sind  künftig  die  vorsätzliche  und
 die  fahrlässige  Begehung  strafbar.  Der  Versuch  bleibt
 straflos,  da  §  325  Absatz  2  StGB  –  anders  als  §  325
 Absatz  1  Satz  2  StGB  –  den  Versuch  nicht  unter  Strafe
 stellt.  Dies  steht  im  Einklang  mit  der  umzusetzenden
 Richtlinie  Umweltstrafrecht,  die  keine  Verpflichtung
 zur Einführung einer Versuchsstrafbarkeit vorsieht.

 b)  Eine  unverhältnismäßige  Kriminalisierung  des  Ver-
 kehrsbereiches  ist  mit  der  Änderung  der  Ausnahme-
 regelung  in  §  325  Absatz  7  StGB  nicht  verbunden.
 Insbesondere  werden  Luftverunreinigungen,  die  aus
 Gründen  der  Verkehrssicherheit  erfolgen,  nicht  unter
 Strafe  gestellt.  Muss  etwa  ein  großes  Düsenflugzeug
 notlanden,  ist  der  Flugzeugführer  unter  Umständen
 aus  Gründen  der  Luftverkehrssicherheit  gezwungen,
 vor  der  Landung  Kerosin  abzulassen.  Diese  Maßnah-
 me  ist  durch  internationale  Übereinkommen  der  Inter-
 national  Civil  Aviation  Organization  (ICAO)  aner-
 kannt.  Sofern  nicht  bereits  die  Tatbestandsmäßigkeit
 im  Sinne  von  §  325  Absatz  2  StGB  zu  verneinen  ist,
 ist  die  dadurch  eintretende  Luftverunreinigung  jeden-
 falls  nach  §  34  StGB  gerechtfertigt  (vgl.  hierzu  BGH

 MDR  1975,  S.  723;  LG  Bremen  NStZ  1982,  S.  164  f.
 mit Anmerkung Möhrenschlager).

 c)  Für  die  Fälle  des  §  325  Absatz  1  –  auch  in  Verbindung
 mit  Absatz  4  –  StGB  auf  eine  Ausnahmeregelung  zu
 verzichten,  ist  durch  die  Richtlinie  nicht  veranlasst.
 Vielmehr  würde  eine  Anwendung  des  Absatzes  1  auf
 Verkehrsfahrzeuge  über  die  Umsetzung  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht  hinausgehen  und  zugleich  die  Ge-
 fahr  bergen,  Bagatellverstöße  zu  kriminalisieren,  die
 keine  Freisetzung  von  Schadstoffen  in  bedeutendem
 Umfang  zur  Folge  haben,  wie  etwa  den  Verstoß  gegen
 die  Pflicht  zur  regelmäßigen  Durchführung  der  Unter-
 suchung  der  Abgase  von  Kraftfahrzeugen  nach  Num-
 mer  4.8.2  der  Anlage  VIIIa  der  Straßenverkehrs-Zu-
 lassungs-Ordnung.

 d)  Der  neue  subsidiäre  Emissions-Straftatbestand  in  Ab-
 satz  3  gilt  nicht  für  Kraftfahrzeuge,  Schienen-,  Luft-
 oder  Wasserfahrzeuge.  Bei  diesen  Fahrzeugen  handelt
 es sich um Anlagen im Sinne des Absatzes 2.

 Zu Nummer 4  (§  326: Überschrift und Absatz 1 und 2)

 1.  Die  Streichung  des  Worts  „gefährlichen“  in  der  Über-
 schrift  wird  in  Anlehnung  an  die  Vorgaben  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht,  die  nicht  ausschließlich  auf  gefährli-
 che  Abfälle  beschränkt  sind,  und  an  die  Verwendung  des
 europarechtlichen  Abfallbegriffs  in  §  326  Absatz  2  StGB
 (vgl.  folgende  Nummer  4)  vorgeschlagen.  Eine  mate-
 rielle Änderung ist damit nicht verbunden.

 2.  Durch  das  Zweite  Gesetz  zur  Änderung  des  Chemika-
 liengesetzes  vom  25.  Juli  1994  (BGBl.  I  S.  1689)  wurde
 in  §  3a  Chemikaliengesetz  (ChemG)  der  Begriff  „frucht-
 schädigend“  durch  den  Begriff  „fortpflanzungsgefähr-
 dend“  ersetzt.  In  der  Begründung  dazu  heißt  es,  dass  die-
 se  neue  Wortwahl  dem  Umstand  Rechnung  trage,  dass
 das  Gefährlichkeitsmerkmal  neben  der  fruchtschädigen-
 den  Wirkung  entsprechend  der  neuen  EG-Definition
 auch  Wirkungen  im  Sinne  der  Beeinträchtigung  der
 Fruchtbarkeit  erfasse  (Bundestagsdrucksache  12/7136,
 S.  31).

 Der  Gesetzentwurf  schlägt  eine  entsprechende  Anpas-
 sung  des  §  326  Absatz  1  Nummer  2  StGB  vor.  Der  Be-
 griff  „fruchtschädigend“  wurde  bei  seiner  Einführung
 durch  das  31.  Strafrechtsänderungsgesetz  (StrÄndG)  aus-
 drücklich  dem  damaligen  Chemikaliengesetz  entlehnt
 (Bundestagsdrucksache  12/192,  S.  20).  Die  parallele
 Ausgestaltung  der  Vorschriften  wird  durch  die  Änderung
 wieder erreicht.

 3.  Artikel  3  Buchstabe  b  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 gibt  vor,  die  rechtswidrige  Sammlung,  Beförderung  und
 Beseitigung  von  Abfällen  sowie  deren  Verwertung  und
 Bewirtschaftung  (Handeln  mit  oder  Makeln  von  Abfäl-
 len)  unter  Strafe  zu  stellen,  soweit  diese  bestimmte
 schwere  Folgen  verursacht  oder  verursachen  kann.  §  326
 Absatz  1  StGB  erfasst  bisher  als  Tathandlung  das  rechts-
 widrige  Behandeln,  Lagern,  Ablagern,  Ablassen  oder
 sonstige  Beseitigen  von  Abfällen  und  damit  auch  deren
 Sammlung,  nicht  dagegen  das  rechtswidrige  Befördern
 von  Abfällen.  In  §  326  Absatz  2  wird  das  rechtswidrige
 Verbringen  von  Abfällen  in  den,  aus  dem  oder  durch  den
 Geltungsbereich  des  StGB  unter  Strafe  gestellt.  Erfasst
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werden  nur  grenzüberschreitende  Transporte  von  Abfall,
 nicht aber die innerstaatliche Beförderung.

 Zur  Umsetzung  von  Artikel  3  Buchstabe  b  der  Richtlinie
 wird  daher  vorgeschlagen,  den  Tatbestand  des  §  326  Ab-
 satz  1  StGB  auf  die  innerstaatliche  Beförderung  gefährli-
 cher  Abfälle  zu  erweitern,  indem  das  Merkmal  „beför-
 dert“  in  Absatz  1  eingefügt  wird.  Außerdem  werden  die
 Tathandlungen  der  Verwertung,  des  Handelns  und  des
 Makelns,  die  bislang  nicht  ausdrücklich  von  §  326  StGB
 erfasst  wurden,  in  Absatz  1  aufgenommen.  Erfasst
 werden  nur  gefährliche  Abfälle  im  Sinne  der  Nummern  1
 bis  4  des  §  326  Absatz  1  StGB.  Dies  ist  im  Hinblick  auf
 die  Einschränkung  in  Artikel  3  Buchstabe  b  der  Richt-
 linie,  nach  der  das  Verhalten  zumindest  geeignet  sein
 muss,  den  Tod  oder  eine  schwere  Körperverletzung  von
 Personen  oder  erhebliche  Schäden  hinsichtlich  der  Luft-,
 Boden-  oder  Wasserqualität  oder  an  Tieren  oder  Pflanzen
 zu  verursachen,  für  die  Umsetzung  der  Vorgabe  ausrei-
 chend.

 Die  in  §  326  Absatz  1  StGB  vorgesehenen  Tathandlun-
 gen  entsprechen  der  Begriffsdefinition  von  Abfallbe-
 wirtschaftung  in  der  neuen  Abfallrichtlinie,  die  in  die
 Richtlinie  Umweltstrafrecht  übernommen  wurde.  Die
 Lagerung  von  Abfällen  wird  darin  nicht  mehr  ausdrück-
 lich  erwähnt.  Danach  unterfällt  die  Lagerung  von  Ab-
 fällen  –  abhängig  von  der  Zielrichtung  –  entweder  dem
 Begriff  der  Verwertung  oder  der  Beseitigung.  In  den  An-
 hängen  1  und  2  des  neuen  Kreislaufwirtschaftsgesetzes
 wird  die  Lagerung  dementsprechend  als  Teil  des  Verwer-
 tungs- oder des Entsorgungsverfahrens definiert.

 Anders  als  in  dem  Entwurf  eines  Umsetzungsgesetzes
 zum  Rahmenbeschluss  Umweltstrafrecht  (Bundesrats-
 drucksache  399/05,  S.  1)  wird  nicht  vorgeschlagen,  die
 rechtswidrige  innerstaatliche  Beförderung  von  Abfällen
 der  grenzüberschreitenden  Verbringung  von  Abfällen  in
 §  326  Absatz  2  StGB  gleichzustellen.  Grund  hierfür  ist,
 dass  Absatz  2  auf  Grund  der  Vorgabe  in  Artikel  3  Buch-
 stabe  c  der  Richtlinie  auch  auf  Abfälle  im  Sinne  des  Ar-
 tikels  2  Nummer  35  der  Verordnung  (EG)  Nummer  1013/
 2006  erstreckt  werden  muss  (siehe  unten  4).  Die  Vorgabe
 zur  Strafbewehrung  der  rechtswidrigen  Beförderung  von
 Abfällen  in  Artikel  3  Buchstabe  b  der  Richtlinie  sieht  dies
 nicht  vor.  Eine  Erfassung  der  innerstaatlichen  Beförde-
 rung  über  den  geänderten  Absatz  2  des  §  326  StGB  wür-
 de  daher  über  die  Vorgaben  der  Richtlinie  hinausgehen
 und  eine  zu  weite  Kriminalisierung  rechtswidriger  inner-
 staatlicher Abfallbeförderung nach sich ziehen.

 4.  Dem  in  Artikel  3  Buchstabe  c  der  Richtlinie  Umwelt-
 strafrecht  genannten  Artikel  2  Nummer  35  der  Verord-
 nung  (EG)  Nummer  1013/2006  liegt  der  Abfallbegriff
 des  Artikels  2  Nummer  1  der  Verordnung  in  Verbindung
 mit  Artikel  1  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Richtlinie  2006/
 12/EG  zu  Grunde.  In  dem  letztgenannten  Artikel  wird  auf
 die  Abfallgruppen  in  Anhang  I  der  Richtlinie  2006/12/
 EG  verwiesen,  wobei  nach  Artikel  1  Absatz  2  dieser
 Richtlinie  die  Europäische  Kommission  ein  Verzeichnis
 der  unter  die  Abfallgruppen  im  Anhang  I  fallenden  Ab-
 fälle  erstellen  soll.  Am  3.  Mai  2000  hat  die  Kommission
 mit  der  Entscheidung  2000/532/EWG  (noch  auf  Grund-

 lage  der  von  der  Richtlinie  2006/12/EG  ersetzten  Richt-
 linie  75/442/EWG  vom  15.  Juli  1975)  ein  solches  Ver-
 zeichnis  vorgelegt.  Diese  Entscheidung  ist  mit  der  Ab-
 fallverzeichnis-Verordnung  vom  10.  Dezember  2001
 (BGBl.  I S.  3379) umgesetzt worden.

 Der  Abfallbegriff  des  Artikels  3  Buchstabe  c  der  Richt-
 linie  setzt,  anders  als  §  326  Absatz  2  in  Verbindung  mit
 Absatz  1  StGB,  nicht  voraus,  dass  die  Abfälle  besonders
 geeignet  sein  müssen,  schädliche  Umwelteinwirkungen
 hervorzurufen.  Auch  enthält  die  Vorgabe  in  Artikel  3
 Buchstabe  c  der  Richtlinie,  anders  als  Artikel  3  Buch-
 stabe  b  der  Richtlinie,  keine  Beschränkung  auf  besonders
 gefährliche Abfälle.

 Der  Gesetzentwurf  schlägt  deshalb  vor,  zur  Umsetzung
 der  Vorgabe  in  Artikel  3  Buchstabe  c  der  Richtlinie  in
 §  326  Absatz  2  Nummer  1  StGB  alle  Abfälle  und  alle
 Tathandlungen  im  Sinne  des  Artikels  2  Nummer  35  der
 Verordnung  (EG)  Nummer  1013/2006  in  den  Tatbestand
 aufzunehmen.  Um  Bagatellfälle  auszuschließen,  soll  die
 Verbringung  von  diesen  Abfällen  nur  dann  strafbar  sein,
 wenn sie in nicht unerheblicher Menge erfolgt.

 Soweit  die  Richtlinie  Umweltstrafrecht  vorgibt,  dass  die
 Berechnung  der  Menge  sich  im  Falle  von  mehreren,  of-
 fensichtlich  zusammenhängenden  Verbringungen  nach
 der  Gesamtmenge  richten  soll,  ist  eine  ausdrückliche  Re-
 gelung  nicht  erforderlich.  Mehrere  Verbringungen  sind
 eine  einheitliche  Tat,  wenn  die  verschiedenen  Einzel-
 handlungen  in  engem  Zusammenhang  stehen  und  mit
 einheitlichem  Vorsatz  begangen  werden  („Bewertungs-
 einheit“;  dazu  Stree/Sternberg-Lieben  in  Schönke/Schrö-
 der,  StGB,  28.  Aufl.  2010,  Vorbem.  §  52  ff.  Rn.  17).  Die
 Mengen  mehrerer  Verbringungen  sind  daher  in  solchen
 Fällen zusammenzurechnen.

 Wie  bisher  soll  auch  die  rechtswidrige  Verbringung  von
 (sonstigen)  Abfällen  im  Sinne  des  Absatzes  1  nach  §  326
 Absatz 2 Nummer 2 StGB strafbar sein.

 Zu Nummer 5  (§  327 Absatz 2)

 Artikel  3  Buchstabe  d  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  ent-
 hält  Vorgaben  zur  Kriminalisierung  des  Betreibens  für  die
 Umwelt  gefährlicher  Anlagen.  Soweit  Anlagen  in  Deutsch-
 land  betroffen  sind,  werden  die  Vorgaben  der  Richtlinie  be-
 reits vollständig durch §  327 Absatz 2 StGB umgesetzt.

 Der  Begriff  der  „kerntechnischen  Anlage“  in  §  327  Absatz  1
 Nummer  1  wird  in  §  330d  Absatz  1  Nummer  2  definiert.  Sie
 entspricht  dem  bisherigen  Begriff  der  kerntechnischen  An-
 lage  im  deutschen  Atomrecht,  ist  aber  enger  als  der  Begriff
 der  kerntechnischen  Anlage  in  der  Richtlinie  2009/71/
 EURATOM  des  Rates  vom  25.  Juni  2009  über  einen  Ge-
 meinschaftsrahmen  für  die  nukleare  Sicherheit  kerntechni-
 scher Anlagen (ABl. L  172 vom 2.7.2009, S. 18).

 Wegen  der  in  den  Nummern  1  bis  3  enthaltenen  Verweisun-
 gen  auf  deutsches  Umweltverwaltungsrecht  ist  aber  eine  Er-
 gänzung  durch  einen  neuen  Satz  2  notwendig,  der  auch  die
 Verfolgung  von  Taten  ermöglicht,  wenn  Anlagen  unter  Ver-
 letzung  verwaltungsrechtlicher  Pflichten  im  EU-Ausland  be-
 trieben  werden  (vgl.  oben  Abschnitt  A  Teil  II  Nummer  1
 Buchstabe c und Nummer 3 Buchstabe d).
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Zu Nummer 6  (§  328)

 Nach  Artikel  3  Buchstabe  e  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 ist  die  rechtswidrige  Herstellung,  Bearbeitung,  Handhabung,
 Verwendung,  der  Besitz,  die  Lagerung,  der  Transport,  die
 Einfuhr,  Ausfuhr  und  Beseitigung  von  Kernmaterial  und  an-
 deren  gefährlichen  radioaktiven  Stoffen  unter  Strafe  zu  stel-
 len,  soweit  diese  Tathandlungen  schwere  Folgen  bei  Perso-
 nen,  der  Umwelt  oder  an  Tieren  oder  Pflanzen  verursachen
 oder verursachen können.

 Der  unerlaubte  Umgang  mit  Kernbrennstoffen  und  sonstigen
 radioaktiven  Stoffen  ist  nach  §  328  Absatz  1  StGB  bereits
 weitgehend  strafbewehrt.  Nicht  ausdrücklich  erfasst  wird  al-
 lerdings  bisher  das  Herstellen  von  Kernbrennstoffen  oder
 sonstigen  radioaktiven  Stoffen.  Häufig  wird  ein  rechtswidri-
 ges  Herstellen  mit  der  in  §  328  Absatz  1  StGB  umschrie-
 benen  Tathandlung  des  Verarbeitens  zusammenfallen  und
 daher  strafbar  sein.  Allerdings  kann  es  Lücken  bezüglich
 der  Erstherstellung  gefährlicher  radioaktiver  Stoffe  geben
 (Heger,  a.  a.  O.,  S.  315).  Der  Tatbestand  in  §  328  Absatz  1
 StGB  soll  daher  um  die  Tathandlung  „herstellen“  ergänzt
 werden.

 Außerdem  erfasst  §  328  Absatz  1  Nummer  2  StGB  in  Bezug
 auf  sonstige  radioaktive  Stoffe  bisher  nur  grob  pflichtwidri-
 ge  Handlungen.  Das  Merkmal  bezieht  sich  ausschließlich
 auf  den  Umgang  mit  solchen  Stoffen  ohne  die  erforderliche
 Genehmigung.  Als  „grob“  ist  eine  Pflichtwidrigkeit  dann  zu
 bezeichnen,  wenn  die  jeweilige  Pflicht  in  besonders  schwe-
 rem  Maße  verletzt  wird  oder  der  Verstoß  sich  gegen  eine  be-
 sonders  gewichtige  Pflicht  richtet  (vgl.  Bundestagsdrucksa-
 che  12/192,  S.  23).  Die  Richtlinie  setzt  hingegen  lediglich
 rechtswidriges  Handeln  voraus.  Zwar  erfasst  Artikel  3  Buch-
 stabe  e  der  Richtlinie  nur  solche  Handlungen,  die  den  Tod
 oder  eine  schwere  Körperverletzung  einer  Person  oder  sonst
 erhebliche  Schäden  verursachen  oder  verursachen  können.
 Pflichten,  die  dem  Schutz  dieser  Rechtsgüter  dienen,  sind  als
 besonders  gewichtige  Pflichten  anzusehen.  In  der  Regel  wird
 daher  ein  Pflichtenverstoß,  der  die  von  der  Richtlinie  ge-
 nannten  Rechtsgüter  verletzt  oder  gefährdet,  als  grob  bewer-
 tet  werden  können.  Dies  ist  jedoch  nicht  zwingend.  Der  Ent-
 wurf  sieht  daher  die  Streichung  des  Merkmals  der  groben
 Pflichtwidrigkeit  vor,  um  den  Vorgaben  der  Richtlinie  voll-
 ständig  zu  entsprechen.  Die  Strafbarkeit  nach  §  328  Absatz  1
 Nummer  2  StGB  ist  zudem  auf  den  Umgang  mit  radioakti-
 ven  Stoffen  beschränkt,  die  –  ähnlich  wie  Kernbrennstoffe
 im  Tatbestand  des  §  328  Absatz  1  Nummer  1  StGB  –  geeig-
 net  sind,  durch  ionisierende  Strahlen  schwere  Schäden  her-
 beizuführen.

 §  328  StGB  erfasst  in  Absatz  1  Nummer  2  sowie  in  Absatz  3
 bisher  zudem  ausdrücklich  nur  radioaktive  Stoffe  oder
 Gefahrstoffe,  die  geeignet  sind,  den  Tod  oder  eine  schwere
 Gesundheitsschädigung  eines  anderen  herbeizuführen.  Ob-
 wohl  Stoffe,  die  diese  Eignung  aufweisen,  in  der  Regel  auch
 geeignet  sein  dürften,  Umweltbeeinträchtigungen  aller  Art
 zu  verursachen,  sollen  (wie  bei  §  311  StGB)  in  §  328  Absatz  1
 Nummer  2  sowie  in  Absatz  3  StGB  aus  Gründen  der  Klar-
 stellung  ausdrücklich  „erhebliche  Schäden  an  Tieren  oder
 Pflanzen,  Gewässern,  der  Luft  oder  dem  Boden  herbeizufüh-
 ren“ aufgenommen werden.

 §  328  Absatz  3  Nummer  1  StGB  enthält  bisher  eine  Verwei-
 sung  auf  das  Chemikaliengesetz.  Diese  wird  in  der  Literatur
 für  problematisch  gehalten,  weil  §  19  Absatz  2  des  Chemi-

 kaliengesetzes  keine  Definition  des  Begriffes  „Gefahrstoff“
 enthält,  sondern  Fallgruppen  aufführt  (Saliger  in:  Satzger/
 Schmitt/Widmaier:  StGB,  2009,  §  328  Rn.  10  m.  w.  N.).
 Außerdem  ist  die  Verweisung  auf  deutsches  Umweltverwal-
 tungsrecht  aus  den  oben  unter  Nummer  5  genannten  Grün-
 den  zu  eng,  weil  sie  die  Strafbarkeit  von  Auslandstaten
 ausschließt.  Es  wird  daher  vorgeschlagen,  die  Verweisung  zu
 konkretisieren  und  –  durch  Verweisung  in  das  Europarecht  –
 europaweit  anwendbar  zu  machen.  Die  vorgeschlagene  Ver-
 weisung  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1272/2008  des  euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2008
 über  die  Einstufung,  Kennzeichnung  und  Verpackung  von
 Stoffen  und  Gemischen  zur  Änderung  der  Richtlinien  67/
 548/EWG  und  1999/45/EG  und  zur  Änderung  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  1907/2006  (ABl.  L  353  vom  31.12.2008,
 S.  1)  führt  gegenüber  der  geltenden  Rechtslage  zu  einer  ge-
 ringfügig  engeren  Fassung  des  Tatbestandes,  hat  aber  den
 Vorteil,  dass  sich  die  Frage,  ob  ein  konkreter  Stoff  oder  ein
 konkretes  Gemisch  erfasst  ist,  in  der  Regel  vergleichsweise
 einfach  über  die  entsprechende  Kennzeichnung  ermitteln
 lässt.

 Zu Nummer 7  (§  329)

 Artikel  3  Buchstabe  h  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  gibt
 vor,  jedes  rechtswidrige  Verhalten,  das  eine  erhebliche  Schä-
 digung  eines  „Lebensraums  innerhalb  eines  geschützten  Ge-
 bietes“  verursacht,  unter  Strafe  zu  stellen.  Der  Begriff  „Le-
 bensraum[s]  innerhalb  eines  geschützten  Gebietes“  wird  in
 Artikel  2  Buchstabe  c  der  Richtlinie  näher  bestimmt.  Danach
 handelt  es  sich  um  jeden  Lebensraum  einer  Art,  für  die  ein
 Gebiet  zu  einem  Schutzgebiet  gemäß  Artikel  4  Absatz  1
 oder  2  der  Richtlinie  79/409/EWG  erklärt  wurde,  oder  um
 jeden  natürlichen  Lebensraum  oder  Lebensraum  einer  Art,
 für  die  ein  Gebiet  zu  einem  besonderen  Schutzgebiet  gemäß
 Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 92/43/EWG erklärt wurde.

 Nach  Artikel  4  Absatz  1  der  Richtlinie  79/409/EWG  des
 Rates  vom  2.  April  1979  über  die  Erhaltung  wildlebender
 Vogelarten  (Vogelschutzrichtlinie),  die  seit  dem  15.  Februar
 2010  durch  die  (weitgehend)  inhaltsgleiche  Richtlinie  2009/
 147/EG  (ABl.  L  20  vom  26.1.2010,  S.  7;  neue  Vogelschutz-
 richtlinie)  ersetzt  wurde,  sind  für  die  in  Anhang  I  zu  dieser
 Richtlinie  aufgeführten  Vogelarten,  zu  denen  insbesondere
 vom  Aussterben  bedrohte,  gegen  Veränderungen  ihrer  Le-
 bensräume  empfindliche  und  seltene  Vogelarten  gehören,
 besondere  Schutzmaßnahmen  hinsichtlich  ihrer  Lebensräu-
 me  anzuwenden,  um  ihr  Überleben  und  ihre  Vermehrung  in
 ihrem  Verbreitungsgebiet  sicherzustellen.  Artikel  4  Absatz  2
 dieser  Richtlinie  enthält  Vorgaben  zu  Maßnahmen  für  die
 nicht  in  Anhang  I  aufgeführten,  regelmäßig  auftretenden
 Zugvogelarten  hinsichtlich  ihrer  Vermehrungs-,  Mauser-
 und  Überwinterungsgebiete  sowie  der  Rastplätze  in  ihren
 Wanderungsgebieten.

 Artikel  4  Absatz  4  der  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates  vom
 21.  Mai  1992  zur  Erhaltung  der  natürlichen  Lebensräume  so-
 wie  der  wildlebenden  Tiere  und  Pflanzen  (Fauna-Flora-Ha-
 bitat-Richtlinie)  enthält  Vorgaben  zur  Ausweisung  bestimm-
 ter  Gebiete  von  gemeinschaftlicher  Bedeutung  als  besondere
 Schutzgebiete.

 Die  in  Artikel  2  Buchstabe  c  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 genannten  Schutzgebiete  werden  im  deutschen  Recht  nach  §  7
 Absatz  1  Nummer  6  Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)
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(anknüpfend  an  die  Richtlinie  92/43/EWG)  als  Gebiete  von
 gemeinschaftlicher  Bedeutung  und  nach  §  7  Absatz  1  Num-
 mer  7  BNatSchG  (anknüpfend  an  die  Vogelschutzrichtlinie)
 als  Europäische  Vogelschutzgebiete  bezeichnet.  Der  Begriff
 ist  in  §  7  Absatz  1  Nummer  7  BNatSchG  legaldefiniert,  wobei
 noch  auf  die  (alte)  Vogelschutzrichtlinie  verwiesen  wird,  die
 inzwischen  durch  die  neue  Vogelschutzrichtlinie  ersetzt
 wurde  (siehe  oben).  Gebiete  von  gemeinschaftlicher  Bedeu-
 tung  und  Europäische  Vogelschutzgebiete  werden  nach  §  7
 Absatz  1  Nummer  8  unter  dem  Oberbegriff  „Natura  2000-Ge-
 biete“  zusammengefasst  und  bilden  gemeinsam  die  Grund-
 lage  für  das  europäische  ökologische  Netz  „Natura  2000“.
 Die  Einzelheiten  zum  Aufbau  und  Schutz  dieses  Netzes  sind
 in den §§  31 bis 36 BNatSchG geregelt.

 Nach  §  32  Absatz  2  BNatSchG  haben  die  Länder  bestimmte
 Gebiete  von  gemeinschaftlicher  Bedeutung  und  Europäische
 Vogelschutzgebiete  entsprechend  den  jeweiligen  Erhal-
 tungszielen  zu  geschützten  Teilen  von  Natur  und  Landschaft
 im  Sinne  des  §  20  Absatz  2  BNatSchG  zu  erklären.  Inhalt
 und  Umfang  dieser  Erhaltungsziele  ergeben  sich  dabei  aus
 §  7  Absatz  1  Nummer  9  BNatSchG.  Nach  §  7  Absatz  1  Num-
 mer  6  BNatSchG  liegt  ein  Gebiet  von  gemeinschaftlicher
 Bedeutung  des  Weiteren  auch  dann  vor,  wenn  ein  Schutz  im
 Sinne  des  §  32  Absatz  2  bis  4  BNatSchG  noch  nicht  gewähr-
 leistet  ist,  sofern  es  nur  in  die  Liste  nach  Artikel  4  Absatz  2
 Unterabsatz  3  der  Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie  aufge-
 nommen  worden  ist.  Nach  §  7  Absatz  1  Nummer  8  BNatSchG
 ist  der  Oberbegriff  für  beide  Gebietsarten  „Natura-2000-Ge-
 biet“.

 1.  In  §  329  StGB  werden  bereits  bestimmte  gefährliche
 rechtswidrige  Handlungen  in  Wasser-  oder  Heilquellen-
 schutzgebieten  (§  329  Absatz  2  StGB)  sowie  nicht  uner-
 hebliche  Beeinträchtigungen  von  Naturschutzgebieten
 und  Nationalparks  (§  329  Absatz  3  StGB)  unter  Strafe  ge-
 stellt.  Die  Beeinträchtigung  der  in  Artikel  3  Buchstabe  h
 genannten  und  in  Artikel  2  Buchstabe  c  der  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  näher  bestimmten  Lebensräume  innerhalb
 eines  geschützten  Gebiets  sind  bisher  allerdings  nach
 deutschem  Recht  nicht  generell  strafbar.  Zur  Umsetzung
 der  Vorgabe  in  Artikel  3  Buchstabe  h  der  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  wird  vorgeschlagen,  §  329  StGB  durch
 einen  neuen  Absatz  4  zu  ergänzen.  Mit  dem  neuen  Straftat-
 bestand  werden  Handlungen  erfasst,  bei  denen  unter  Ver-
 letzung  verwaltungsrechtlicher  Pflichten  innerhalb  eines
 Natura  2000-Gebiets  im  Sinne  von  §  7  Absatz  1  Nummer
 8  BNatSchG  Lebensräume  von  Arten,  die  in  Artikel  4  Ab-
 satz  2  oder  Anhang  I  der  Richtlinie  2009/147/EG  oder  in
 Anhang  II  der  Richtlinie  92/43/EWG  genannt  sind,  oder
 natürliche  Lebensraumtypen  im  Sinne  von  §  7  Absatz  1
 Nummer  4  BNatSchG  erheblich  geschädigt  und  damit  in
 ihren  für  die  Erhaltungsziele  und  Schutzzwecke  maßgeb-
 lichen  Bestandteilen  beeinträchtigt  werden.  Die  vorgese-
 hene  Strafbarkeitsschwelle  entspricht  damit  der  in  §  33
 Absatz  1  und  §  34  Absatz  2  BNatSchG  in  Übereinstim-
 mung  mit  dem  europäischen  Gebietsschutzrecht  veran-
 kerten Unzulässigkeitsschwelle.

 Mit  der  Aufnahme  des  Merkmals  „unter  Verletzung  ver-
 waltungsrechtlicher  Pflichten“  wird  an  die  entsprechen-
 den  Regelungen  in  den  §§  311,  324a,  325  und  325a  StGB
 angeknüpft.  Die  verwaltungsrechtlichen  Pflichten  sind  in
 §  330d  Nummer  4  StGB  definiert.  Nur  ein  Verstoß  gegen
 verwaltungsrechtliche  Pflichten,  der  gleichzeitig  eine  er-

 hebliche  Schädigung  darstellt,  führt  zur  Strafbarkeit.  Da-
 bei  kann  –  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  deutschen
 Strafrechts  entsprechend  –  ein  Verstoß  auch  das  Unterlas-
 sen  von  Handlungen  sein,  zu  denen  jemand  auf  Grund
 vertraglicher  oder  gesetzlicher  Regelungen  verpflichtet
 ist,  wenn  auch  die  anderen  Voraussetzungen  der  Strafbar-
 keit  (subjektiver  Tatbestand,  Rechtswidrigkeit,  Schuld)
 gegeben sind.

 Der  Anwendungsbereich  des  vorgeschlagenen  Straftat-
 bestandes  erfährt  durch  den  Ausschluss  von  Bagatellfäl-
 len  eine  wichtige  Einschränkung.  Strafbar  sollen  nur  sol-
 che  Beeinträchtigungen  sein,  die  erheblich  sind.  Eine
 weitere  Einschränkung  enthält  der  Tatbestand  dadurch,
 dass  die  Handlung  zu  Beeinträchtigungen  innerhalb  eines
 Natura-2000-Gebietes  führen  muss,  wobei  es  jedoch  un-
 erheblich  ist,  ob  die  Handlung  ihren  Ursprung  innerhalb
 oder außerhalb des Schutzgebiets hat.

 2.  Die  Änderung  der  Absatznummerierung  des  bisherigen
 Absatzes  4  –  jetzt  Absatz  5  –  beruht  auf  der  Einfügung
 des neuen Absatzes 4.

 3.  Mit  dem  neuen  Absatz  6  des  §  329  StGB  soll  der  Vorgabe
 aus  dem  Chapeau  des  Artikels  3  der  Richtlinie  Umwelt-
 strafrecht  entsprochen  werden,  auch  grob  fahrlässige
 Handlungen  unter  Strafe  zu  stellen.  Zwar  wäre  auch  in
 Betracht  gekommen,  im  künftigen  Absatz  5,  mit  dem
 Fahrlässigkeitstaten  nach  den  Absätzen  1  bis  3  unter  Stra-
 fe  gestellt  werden,  auch  Taten  nach  Absatz  4  einzubezie-
 hen.  Die  Richtlinie  gibt  aber  nicht  zwingend  vor,  jede
 fahrlässig  begangene  Beeinträchtigung  eines  Lebens-
 raums  innerhalb  eines  geschützten  Gebietes  unter  Strafe
 zu  stellen.  Eine  Strafbarkeit  bereits  bei  einer  nur  (leicht)
 fahrlässigen  Begehung  könnte  zu  einer  Überkriminalisie-
 rung  führen.  Deshalb  soll  von  der  Möglichkeit  der  Be-
 schränkung  auf  leichtfertig  begangene  Beeinträchtigun-
 gen Gebrauch gemacht werden.

 Zu Nummer 8  (§  330)

 Der  Wortlaut  der  Vorschrift  ist  veraltet  und  soll  redaktionell
 an  die  Neufassung  des  BNatSchG  angepasst  werden.  Statt
 von  „vom  Aussterben  bedrohter  Arten“  spricht  das  Bundes-
 naturschutzgesetz  nunmehr  in  §  7  Absatz  2  Nummer  14  von
 „streng geschützten Arten“.

 Zu Nummer 9  (§  330c)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Folgeänderung  zur
 Änderung von §  329 StGB.

 Zu Nummer 10  (§  330d)

 Die  Richtlinie  Umweltstrafrecht  gibt  vor,  dass  nicht  nur
 schwere  Verletzungen  von  nationalen  Umweltverwaltungs-
 recht  mit  Strafe  bedroht  werden  müssen,  sondern  auch
 Verletzungen  von  EU-Recht  und  von  Recht  der  anderen
 Mitgliedstaaten  der  EU,  das  der  Umsetzung  bestimmter
 europäischer  Rechtsakte  dient  (Artikel  2  Buchstabe  a  Num-
 mer  iii  der  Richtlinie).  In  einem  neuen  §  330d  Absatz  2  soll
 daher  klargestellt  werden,  dass  in  den  Straftatbeständen,  die
 (auch)  der  Umsetzung  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  die-
 nen,  unter  verwaltungsrechtlichen  Pflichten  (§  311,  324a
 Absatz  1,  §  325  Absatz  1,  2  und  3,  §  326  Absatz  3,  §  327
 Absatz  2  –  neu  –,  §  328  Absatz  3,  §  329  Absatz  4  –  neu  –
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StGB),  zugelassenen  Anlagen  und  vorgeschriebenen  oder
 zugelassenen  Verfahren  (§  326  Absatz  1  StGB),  Verbote
 (§  326  Absatz  2  StGB),  Genehmigungen,  Planfeststellungen
 und  Untersagungen  (§  326  Absatz  2,  §  327  Absatz  1,  2
 und  3,  §  328  Absatz  1  StGB)  nicht  nur  solche  zu  verstehen
 sind,  die  auf  deutschem  Umweltverwaltungsrecht  beruhen,
 sondern  auch  solche  erfasst  werden,  die  auf  Grund  einer
 Rechtsvorschrift  eines  Mitgliedstaats  der  Europäischen
 Union  oder  auf  Grund  eines  Hoheitsakts  eines  Mitgliedstaats
 der  Europäischen  Union  beruhen,  welche  dem  Schutz  vor
 Gefahren  oder  schädlichen  Einwirkungen  auf  die  Umwelt,
 insbesondere  auf  Menschen,  Tiere  oder  Pflanzen,  Gewässer,
 die  Luft  oder  den  Boden,  dienen  (siehe  dazu  auch  oben  Be-
 gründung  Abschnitt  A  Teil  II  Nummer  1  Buchstabe  b.  So
 können  auch  Umweltstraftaten  im  Sinne  der  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  in  Deutschland  verfolgt  werden,  deren  Tathand-
 lung  im  europäischen  Ausland  begangen  wurde,  wenn  die
 übrigen Voraussetzungen der §§  5 bis 7 StGB vorliegen.

 Zu Artikel 2  (Änderung des Bundesnaturschutz-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (Änderung der Inhaltsübersicht)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Folgeänderung  im  In-
 haltsverzeichnis  auf  Grund  der  Einfügung  des  neuen  §  71a
 BNatSchG.

 Zu Nummer 2  (Änderung von §  7)

 Es  handelt  sich  um  eine  Anpassung  der  in  der  Vorschrift  ent-
 haltenen  Verweisung  an  die  europäische  Vogelschutzricht-
 linie  in  ihrer  seit  November  2009  geltenden  Fassung.  Inhalt-
 liche Änderungen sind damit nicht verbunden.

 Zu Nummer 3  (Änderung von §  69)

 Artikel  3  Buchstabe  h  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  be-
 trifft  den  Schutz  von  Natura  2000-Gebieten,  der  im  deut-
 schen  Recht  bisher  mit  dem  Ordnungswidrigkeitentat-
 bestand  in  §  69  Absatz  3  Nummer  6  BNatSchG  umgesetzt
 wurde.  Durch  die  vorgeschlagene  Änderung  des  §  329
 Absatz  4  StGB  wird  dieses  Verhalten  nunmehr  unter  Strafe
 gestellt.  Der  bisherige  Bußgeldtatbestand  hat  daher  keinen
 Regelungsgehalt mehr und ist aufzuheben.

 Zu Nummer 4  (Änderung  von  §  71  und  Einführung  eines
 neuen §  71a)

 1.  Artikel  3  Buchstabe  f  in  Verbindung  mit  Artikel  2  Buch-
 stabe  b  Nummer  i  erster  Spiegelstrich  der  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  erfasst  die  Tötung,  die  Zerstörung  und  die
 Entnahme  von  Tier-  oder  Pflanzenarten,  die  im  Anhang  IV
 der  Richtlinie  92/43/EWG  (Flora-Fauna-Habitat-Richt-
 linie  –  FFH-Richtlinie)  aufgeführt  sind  (zur  Strafbarkeit
 des  Besitzes  vgl.  unten  Nummer  7).  Bei  diesen  Arten
 handelt  es  sich  um  streng  geschützte  Arten  nach  §  7  Ab-
 satz  2  Nummer  14  Buchstabe  b  BNatSchG.  Die  Strafbe-
 wehrung  erfolgt  in  Form  eines  unechten  Mischtatbestan-
 des  (§  71  Absatz  1  in  Verbindung  mit  §  69  Absatz  2
 Nummer  1  in  Verbindung  mit  §  44  Absatz  1  Nummer  1
 BNatSchG).  Die  Vorgabe  der  Richtlinie  wird  von  §  71
 Absatz  1  BNatSchG  in  der  Fassung  des  Entwurfs  erfüllt,
 der  im  Wesentlichen  §  71  Absatz  2  des  geltenden
 BNatSchG  entspricht.  Herauszunehmen  war  die  Verwei-

 sung  auf  §  69  Absatz  4  Nummer  3  BNatSchG;  dieser  Fall
 wird  als  Straftat  jetzt  mit  dem  neuen  §  71  Absatz  2
 BNatSchG erfasst.

 2.  Artikel  3  Buchstabe  g  in  Verbindung  mit  Artikel  2  Buch-
 stabe  b  Nummer  ii  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  be-
 trifft  den  Handel  mit  geschützten  wildlebenden  Tier-  oder
 Pflanzenarten.  Er  wird  durch  den  neuen  §  71  Absatz  2
 BNatSchG  umgesetzt,  soweit  es  um  Arten  geht,  die  in
 Anhang  A  der  EG-Artenschutz-Verordnung  aufgeführt
 sind.  Bei  solchen  Arten  handelt  es  sich  wiederum  um
 streng  geschützte  Arten  (§  7  Absatz  2  Nummer  14  Buch-
 stabe  a  BNatSchG).  Je  nach  Gefährdungsgrad  kann  dabei
 bereits  ein  Exemplar  eine  „nicht  unerhebliche  Menge“  im
 Sinne des Absatzes 5 (neu) darstellen.

 3.  §  71  Absatz  3  BNatSchG  in  der  Fassung  des  Entwurfs  ist
 eine  Fortschreibung  des  §  71  Absatz  3  des  geltenden
 BNatSchG unter Anpassung der Verweisungen.

 4.  §  71  Absatz  4  BNatSchG  in  der  Fassung  des  Entwurfs
 schreibt  ebenfalls  das  geltende  Recht  in  §  71  Absatz  4
 BNatSchG  fort.  Allerdings  muss  die  Fahrlässigkeitsstraf-
 barkeit  künftig  für  die  Absätze  1  und  2  gelten.  Wie  bisher
 ist  für  eine  Strafbarkeit  nach  Absatz  4  erforderlich,  dass
 der  Täter  die  Handlung  vorsätzlich  begeht  und  lediglich
 fahrlässig  hinsichtlich  des  besonderen  Schutzstatus  des
 Tieres oder der Pflanze handelt.

 5.  §  71  Absatz  5  BNatSchG  setzt  die  Einschränkung  in  Ar-
 tikel  3  Buchstabe  f  und  g  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 um,  nach  der  Fälle,  in  denen  die  Handlung  eine
 unerhebliche  Menge  der  Exemplare  betrifft  und  unerheb-
 liche  Auswirkungen  auf  den  Erhaltungszustand  der  Art
 hat,  ausgenommen  sind,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Qua-
 lifikationstatbestände  der  gewerbs-  und  gewohnheits-
 mäßigen Begehung handelt.

 6.  Artikel  3  Buchstabe  f  in  Verbindung  mit  Artikel  2  Buch-
 stabe  b  Nummer  i  zweiter  Spiegelstrich  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht  sieht  die  Strafbewehrung  des  Tötens
 eines  Tiers  einer  wildlebenden  europäischen  Vogelart
 oder  der  Entnahme  oder  der  Zerstören  ihrer  Entwicklungs-
 formen  aus  der  Natur  vor  (zur  Strafbarkeit  des  Besitzes
 vgl.  unten  Nummer  7).  Solche  Taten  sind  derzeit  mit  Geld-
 buße  bedroht  und  Teil  der  –  wesentlich  umfassenderen  –
 Bußgeldvorschrift  des  §  69  Absatz  2  Nummer  1
 BNatSchG.  Künftig  sollen  sie  mit  dem  neuen  §  71a  Ab-
 satz  1  Nummer  1  BNatSchG  unter  Strafe  gestellt  werden.

 Die  Richtlinie  Umweltstrafrecht  nimmt  in  Artikel  2
 Buchstabe  b  Nummer  i  zweiter  Spiegelstrich  noch  auf  die
 „alte“  Vogelschutzrichtlinie  (Richtlinie  79/409/EWG)
 Bezug.  Diese  Richtlinie  ist  inzwischen  aufgehoben  wor-
 den  und  durch  eine  –  im  Wesentlichen  gleichartige  –
 „neue“  Vogelschutzrichtlinie  (Richtlinie  2009/147/EG)
 ersetzt  worden.  In  dem  Straftatbestand  wird  auf  die  ak-
 tuelle Richtlinie verwiesen.

 Bei  den  europäischen  Vogelarten  nach  §  7  Absatz  2  Num-
 mer  13  Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  bb  in  Verbindung
 mit  §  7  Absatz  2  Nummer  12  BNatSchG  handelt  es  sich
 um  besonders  geschützte  Arten.  Da  das  Sanktionsniveau
 von  Freiheitsstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  oder  Geldstrafe
 dem  Schutz  der  streng  geschützten  Arten  vorbehalten  ist,
 soll  hier  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren  oder  Geldstrafe
 vorgesehen werden.
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Der  neue  Straftatbestand  überschneidet  sich  in  seinem
 Anwendungsbereich  mit  §  69  Absatz  2  Nummer  1
 BNatSchG.  Soweit  Handlungen  künftig  unter  den
 Straftatbestand  fallen,  wird  die  subsidiäre  Ordnungs-
 widrigkeit  verdrängt  (§  21  Absatz  1  des  Ordungswid-
 rigkeitengesetzes – OWiG).

 7.  Artikel  3  Buchstabe  f  in  Verbindung  mit  Artikel  2
 Buchstabe  b  Nummer  i  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 wird  durch  den  vorgeschlagenen  neuen  Straftatbestand
 in  §  71a  Absatz  1  Nummer  2  BNatSchG  umgesetzt,  so-
 weit  der  Besitz  bestimmter  Exemplare  geschützter,
 wildlebender  Tier-  oder  Pflanzenarten  unter  Strafe  zu
 stellen  ist.  Es  handelt  sich  zum  einen  um  Tiere  oder
 Pflanzen,  die  im  Anhang  IV  der  FFH-Richtlinie  ge-
 nannt  sind  und  zu  den  streng  geschützten  Arten  zählen
 (§  7  Absatz  2  Nummer  14  Buchstabe  b  BNatSchG),
 zum  anderen  um  Tiere  der  europäischen  Vogelarten,  die
 zu  den  besonders  geschützten  Arten  gehören  (§  7  Ab-
 satz  2  Nummer  13  Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  bb  in
 Verbindung  mit  Nummer  12  BNatSchG).  Die  Besitztat-
 bestände  fallen  zum  Teil  auch  unter  den  Bußgeldtatbe-
 stand  des  §  69  Absatz  2  Nummer  20  BNatSchG.  Zum
 Verhältnis  des  Straftatbestandes  zum  Bußgeldtatbe-
 stand  gilt  insoweit  das  zu  §  71a  Absatz  1  Nummer  1
 BNatSchG Gesagte entsprechend.

 8.  Beim  vorgeschlagenen  §  71a  Absatz  1  Nummer  3
 BNatSchG  handelt  es  sich  um  die  Übernahme  des
 Straftatbestandes  in  §  71  Absatz  1  des  geltenden
 BNatSchG.  Die  bisherigen  Bußgeldtatbestände  des  §  69
 Absatz  2  Nummer  3  BNatSchG  sind  entfallen  und
 nunmehr  in  §  71  Absatz  2  und  §  71a  Absatz  2  BNatSchG
 als  Straftatbestände  ausgestaltet.  Daher  wird  auf  §  69
 Absatz  2  Nummer  3  BNatSchG  in  dem  neuen  §  71a
 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG nicht mehr verwiesen.

 9.  §  71a  Absatz  2  BNatSchG  setzt  Artikel  3  Buchstabe  g
 in  Verbindung  mit  Artikel  2  Buchstabe  b  Nummer  ii  der
 Richtlinie  Umweltstrafrecht  um,  soweit  Tier-  und
 Pflanzenarten  betroffen  sind,  die  in  Anhang  B  der
 EG-Artenschutz-Verordnung  aufgeführt  sind.  Da  hier-
 von  Tiere  und  Pflanzen  der  nur  besonders  geschützten
 Arten  betroffen  sind  (§  7  Absatz  2  Nummer  13  Buch-
 stabe  a  BNatSchG),  ist  als  Strafdrohung  Freiheitsstrafe
 bis  zu  drei  Jahren  oder  Geldstrafe  angemessen  und  aus-
 reichend.  Der  Tatbestand  war  bisher  lediglich  bußgeld-
 bewehrt (§  69 Absatz 4 Nummer 3 BNatSchG).

 10.  Artikel  3  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht  gibt  vor,  dass
 auch  zumindest  grob  fahrlässig  begangene  Handlungen
 unter  Strafe  zu  stellen  sind.  Anders  als  bei  Taten  nach
 §  71  BNatSchG  in  der  Fassung  des  Entwurfs  soll  die
 (leicht)  fahrlässige  Verkennung  des  Schutzstatus  der
 Tiere  oder  Pflanzen  nicht  bereits  zur  Strafbarkeit  füh-
 ren.  Da  bei  §  71  BNatSchG  die  Vorsatztat  mit  einer
 Strafe  von  Freiheitsstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  oder  Geld-
 strafe  bedroht  ist,  während  §  71a  BNatSchG  bei  Vor-
 satztaten  nur  eine  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren  oder
 Geldstrafe  vorsieht,  soll  auch  bei  der  Fahrlässigkeit-
 strafbarkeit  eine  Abstufung  vorgenommen  werden.
 Weil  allerdings  bereits  bei  Taten  nach  §  71  Absatz  4
 BNatSchG  nur  eine  Freiheitsstrafe  von  bis  zu  einem
 Jahr  oder  Geldstrafe  angedroht  ist,  darf  –  um  die  Tat
 überhaupt  noch  als  Straftat  umschreiben  zu  können  –

 diese  Strafdrohung  nicht  unterschritten  werden.  Die
 Abstufung  soll  deshalb  bei  den  subjektiven  Anforde-
 rungen  vorgenommen  und  nur  die  leichtfertige  Ver-
 kennung  des  Schutzstatus  der  Tiere  oder  Pflanzen  mit
 Strafe bewehrt werden.

 11.  §  71a  Absatz  4  BNatSchG  setzt  die  Einschränkung  in
 Artikel  3  Buchstabe  f  und  g  der  Richtlinie  Umweltstraf-
 recht  um,  nach  der  Fälle,  in  denen  die  Handlung  eine
 unerhebliche  Menge  der  Exemplare  betrifft  und  uner-
 hebliche  Auswirkungen  auf  den  Erhaltungszustand  der
 Art  hat,  ausgenommen  sind,  soweit  es  sich  nicht  um  die
 Qualifikationstatbestände  der  gewerbs-  und  gewohn-
 heitsmäßigen Begehung handelt.

 Zu Nummer 5  (§  72)

 Es handelt sich um eine Folgeänderung.

 Zu Artikel 3  (Änderung des Bundesjagdgesetzes)

 Artikel  3  Buchstabe  f  und  g  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht
 geben  vor,  die  Tötung,  die  Zerstörung,  den  Besitz  und  die
 Entnahme  von  Exemplaren  bestimmter  (vgl.  Artikel  2  Buch-
 stabe  b  Nummer  i  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht)  ge-
 schützter  wildlebender  Tier-  oder  Pflanzenarten  unter  Strafe
 zu  stellen.  Außerdem  muss  nach  Artikel  3  Buchstabe  g  der
 Handel  mit  Exemplaren  bestimmter  geschützter  Arten  (vgl.
 Artikel  2  Buchstabe  b  Ziffer  ii  der  Richtlinie  Umweltstraf-
 recht) unter Strafe gestellt werden.

 Soweit  diese  Regelungen  streng  oder  besonders  geschützte
 Tierarten  erfassen,  die  dem  Jagdrecht  unterliegen  (vgl.  o.
 Abschnitt  A  Teil  II  Nummer  3  Buchstabe  f),  sind  daher  An-
 passungen erforderlich.

 Zu den Nummern 1 und 2  (Änderung der §§  19 und 22)

 Es  handelt  sich  um  Anpassungen  der  in  den  Vorschriften  ent-
 haltenen  Verweisungen  auf  die  europäische  Vogelschutz-
 richtlinie  in  ihrer  seit  November  2009  geltenden  Fassung.  In-
 haltliche Änderungen sind damit nicht verbunden.

 Zu Nummer 3  (Änderung  der  Verordnungsermächtigung
 in §  36)

 Die  Änderungen  in  §  36  Absatz  1  Nummer  2  BJagdG  sind
 erforderlich,  um  Folgeänderungen  in  der  Bundeswildschutz-
 verordnung  vornehmen  zu  können.  Zur  Strafbewehrung  der
 Besitz-  und  Handelsverbote  für  bestimmte  geschützte  wild-
 lebende  Tierarten  (Artikel  3  Buchstabe  f  und  g  in  Verbin-
 dung  mit  Artikel  2  Buchstabe  b  Ziffer  i  und  ii  der  Richtlinie
 Umweltstrafrecht)  sind  die  bestehenden  Regelungen  der
 Bundeswildschutzverordnung  im  Hinblick  auf  die  genann-
 ten  Tierarten  zu  ergänzen  bzw.  anzupassen.  Auf  Basis  des
 neu  gefassten  §  36  Absatz  1  Nummer  2  BJagdG  ist  es  –  im
 Gegensatz  zur  geltenden  Fassung  –  künftig  möglich,  bei  Ver-
 ordnungen,  die  den  Besitz  betreffen,  zwischen  streng  und  be-
 sonders  geschützten  Wildarten  nach  Buchstabe  a  und  sonsti-
 gem  Wild  nach  Buchstabe  b  der  Vorschrift  zu  differenzieren.
 Gleiches  gilt  auf  Basis  der  in  §  36  Absatz  1  neu  aufgenom-
 menen  Nummer  2a  für  Verordnungen,  die  den  gewerblichen
 Handel  regeln.  Die  ebenfalls  neu  in  §  36  Absatz  1  BJagdG
 aufgenommene  Nummer  2b  entspricht  inhaltlich  weitgehend
 dem  bisherigen  Wortlaut  von  §  36  Absatz  1  Nummer  2
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BJagdG;  ausgenommen  sind  die  Verordnungsermächtigun-
 gen  für  Besitz  und  gewerblichen  Handel,  die  der  vorliegende
 Entwurf neu regelt.

 Zu Nummer 4  (Änderung von §  38 Absatz 2)

 Das  geltende  Recht  trägt  mit  §  38  Absatz  1  BJagdG  den  in
 Artikel  3  Buchstabe  g  enthaltenen  Tötungs-  bzw.  Entnahme-
 verboten  bereits  Rechnung.  Allerdings  entspricht  die  Straf-
 androhung  für  fahrlässiges  Handeln  im  geltenden  Absatz  2
 nicht  den  Anforderungen  der  Richtlinie  an  wirksame,  ange-
 messene  und  abschreckende  strafrechtliche  Sanktionen  (Ar-
 tikel  5  der  Richtlinie  Umweltstrafrecht).  Auch  nach  dem  im
 deutschen  Strafrecht  unabhängig  von  der  Richtlinie  Umwelt-
 strafrecht  geltenden  Prinzip  der  Vermeidung  der  Verhängung
 kurzzeitiger  Freiheitsstrafen  (§  47  StGB)  ist  die  alte  Fassung
 anpassungsbedürftig.  Die  Angleichung  wurde  im  Verhältnis
 zu  der  Strafandrohung  für  die  vorsätzliche  Begehungsform
 vorgenommen.  Auf  eine  eigene  Strafbewehrung  der  leicht-
 fertigen Begehungsform wurde verzichtet.

 Zu Nummer 5  (Einführung eines neuen §  38a)

 Mit  der  Einführung  des  neuen  §  38a  BJagdG  werden  die
 nach  der  Umweltstrafrecht  Richtlinie  erforderlichen  Strafbe-
 wehrungen  für  Besitz  und  Handel  im  Hinblick  auf  streng  und
 besonders  geschützte  Wildarten,  die  dem  Jagdrecht  unterlie-
 gen,  umgesetzt.  Dabei  differenziert  die  Vorschrift  hinsicht-
 lich  der  Höhe  der  Strafbewehrung  von  Handel  und  Besitz
 und  bestraft  –  in  Anlehnung  an  vergleichbare  Vorschriften
 im  Naturschutzrecht  –  den  Handel  (Absatz  1)  mit  den  betref-
 fenden  Wildarten  schwerer  als  den  Besitz  (Absatz  2).  Eine
 entsprechende  Differenzierung  sehen  die  Absätze  3  und  4  im
 Hinblick  auf  leichtfertiges  Nichterkennen  der  genannten
 Wildarten  vor.  Mit  Absatz  5  werden  Vorgaben  der  Umwelt-
 strafrecht  Richtlinie,  nach  denen  diejenigen  Fälle  von  der
 Strafbarkeit  auszunehmen  sind,  in  denen  die  „Handlung  eine
 unerhebliche  Menge  dieser  Exemplare  betrifft  und  unerheb-
 liche  Auswirkungen  auf  den  Erhaltungszustand  der  Art  hat“
 (Artikel  3  Buchstabe  f  und  h  der  Richtlinie  Umweltstraf-
 recht), 1:1 umgesetzt.

 Zu Nummer 6  (Änderungen  des  Ordnungswidrigkeiten-
 tatbestands in §  39)

 Die  Anpassung  in  §  39  Absatz  2  Nummer  5  BJagdG  ergibt
 sich  als  Folgeänderung  aus  der  Neufassung  von  §  36  Absatz  1
 BJagdG.

 Zu Artikel 4  (Änderung  der  Abfallverbringungs-
 bußgeldverordnung)

 Der  Gesetzentwurf  schlägt  vor,  §  1  Absatz  1  der  Abfallver-
 bringungsbußgeldverordnung  vom  29.  Juli  2007  (BGBl.  I
 S.  1761)  aufzuheben,  da  die  meisten  dort  aufgeführten  Ord-
 nungswidrigkeiten  den  in  Artikel  2  Nummer  35  der  Verord-
 nung  (EG)  Nummer  1013/2006  genannten  Tätigkeiten  ent-
 sprechen  und  mit  der  vorgeschlagenen  Änderung  des  §  326
 Absatz  2  StGB  keinen  eigenen  Anwendungsbereich  mehr
 haben.  Eine  Aufrechterhaltung  des  Bußgeldtatbestandes  nur
 für  die  Handlungen,  die  nach  dem  Entwurf  nicht  mit  Strafe
 bedroht  sind  (Verbringung  unerheblicher  Mengen),  ist  aus
 systematischen Gründen nicht möglich.

 Hinsichtlich  der  übrigen  Ordnungswidrigkeiten  in  der
 AbfVerbBußV  und  der  Bußgeldvorschriften  in  §  18  des  Ab-
 fallverbringungsgesetzes  kann  es  zu  Überschneidungen  in
 Randbereichen  mit  der  vorgeschlagenen  Ausweitung  des
 Anwendungsbereichs  des  §  326  Absatz  2  StGB  kommen.  In-
 soweit  findet  §  21  OWiG  (Zusammentreffen  von  Straftat  und
 Ordnungswidrigkeit) Anwendung.

 Zu Artikel 5  (Inkrafttreten)

 Die  Vorschrift  regelt  das  Inkrafttreten.  Da  die  Richtlinie  Um-
 weltstrafrecht  die  Mitgliedstaaten  verpflichtet,  die  erforder-
 lichen  Umsetzungsmaßnahmen  bis  spätestens  zum  26.  De-
 zember  2010  zu  treffen  (Artikel  8  Absatz  1  Satz  1  der
 Richtlinie),  soll  das  Gesetz  am  Tag  nach  der  Verkündung  im
 Bundesgesetzblatt in Kraft treten.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Gesetzentwurf  auf
 Bürokratiekosten  geprüft,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden.

 Mit  dem  Gesetz  werden  keine  Informationspflichten  für  die
 Wirtschaft,  die  Verwaltung  und  Bürgerinnen  und  Bürger  ein-
 geführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Es  entstehen  keine  neuen
 Bürokratiekosten  für  Wirtschaft,  Verwaltung  sowie  Bürge-
 rinnen und Bürger.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  daher  keine  Bedenken  gegen  das
 Regelungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  881.  Sitzung  am  18.  März  2011
 beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76  Ab-
 satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b Doppelbuch-
 stabe bb  (§  326 Absatz 1 StGB)

 In  Artikel  1  Nummer  4  Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  bb
 §  326  Absatz  1  ist  nach  dem  Wort  „befördert,“  das  Wort
 „lagert,“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Wie  im  bisherigen  §  326  Absatz  1  StGB  ist  auch  weiter-
 hin  das  unrechtmäßige  Lagern  von  Abfällen  ausdrücklich
 als  Tatbestandsalternative  aufzuführen.  Im  Rahmen  der
 Maßnahmen  der  Abfallbewirtschaftung  zur  Einhaltung
 der  Abfallhierarchie  und  zur  Erreichung  der  abfallwirt-
 schaftlichen  Ziele  mag  die  Lagerung  ein  unselbstständi-
 ger  Teil  des  Verwertungs-  oder  Beseitigungsverfahrens
 sein.  Für  den  strafrechtlich  relevanten  Bereich  unter  dem
 Gesichtspunkt  des  Schutzes  der  Umwelt  wird  die  Lage-
 rung  von  Abfällen  demgegenüber  nach  wie  vor  in  der  Ab-
 fallrahmenrichtlinie  aufgeführt  (vgl.  insbesondere  die
 Artikel  17  und  19  der  Richtlinie  2008/98/EG  des  Euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  November
 2008  über  Abfälle  und  zur  Aufhebung  bestimmter  Richt-
 linien,  ABl.  L  312  vom  22.11.2008,  S.  3).  Auch  nach  den
 Artikeln  10  ff.  i.  V.  m.  Nummer  5.5  des  Anhangs  I  der
 EU-Industrieemissionsrichtlinie  (Richtlinie  2010/75/EU
 des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  No-
 vember  2010  über  Industrieemissionen,  ABl.  L  334  vom
 17.12.2010,  S.  17)  ist  die  Lagerung  von  Abfällen  eine
 Tätigkeit,  bei  der  es  Umweltverschmutzungen  zu  verhü-
 ten gilt.

 Unabhängig  hiervon  wird  in  vielen  Fällen  einer  unrecht-
 mäßigen  Abfalllagerung  vom  Täter  keine  (zeitnahe)  Ver-
 wertung  oder  Beseitigung  beabsichtigt  sein,  so  dass  eine
 Tatbestandsverwirklichung  des  §  326  Absatz  1  StGB-E
 ohne  das  Tatbestandsmerkmal  „lagern“  zu  Auslegungs-
 problemen führen würde.

 2.  Zu Artikel 1 Nummer 5  (§  327 Absatz 2 Satz 1 StGB)

 Artikel 1 Nummer 5 ist wie folgt zu fassen:

 ,5.  §  327 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  dem  Wort  „Planfeststellung“  werden  die
 Wörter  „oder  entgegen  eines  vollstreckbaren  öf-
 fentlich-rechtlichen Vertrags“ eingefügt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

 „<wie Gesetzentwurf>“.‘

 B e g r ü n d u n g

 Mit  dem  Änderungsvorschlag  sollen  neben  dem  illegalen
 Anlagenbetrieb  unter  Verstoß  gegen  die  Zulassungs-
 pflicht  auch  Verstöße  gegen  vollstreckbare  öffentlich-
 rechtliche  Verträge  (§  330d  Nummer  4  Buchstabe  e

 StGB)  erfasst  werden,  die  auch  durch  Verwaltungsakt
 hätten auferlegt werden können.

 3.  Zu Artikel 1 Nummer 5  (§  327 Absatz 2 Satz 2 StGB)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetz-
 gebungsverfahrens  zu  prüfen,  ob  im  Gesetzestext  klar-
 gestellt  werden  sollte,  dass  der  in  §  327  Absatz  2  StGB
 einzufügende  Satz  2  lediglich  eine  Ausweitung  des
 Schutzbereichs  des  Tatbestands  bewirkt,  die  Vorausset-
 zungen  der  §§  3  bis  9  StGB  für  die  Anwendbarkeit  des
 deutschen Strafrechts jedoch unberührt lässt.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Richtlinie  2008/99/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  19.  November  2008  über  den  straf-
 rechtlichen  Schutz  der  Umwelt  (ABl.  L  328  vom  6.12.
 2008,  S.  28)  ist  wie  das  deutsche  Umweltstrafrecht  ver-
 waltungsakzessorisch  strukturiert  und  knüpft  dabei  an
 europarechtliche  Normen  des  Umweltverwaltungsrechts
 an.  Aus  Artikel  2  Buchstabe  a  Nummer  iii  der  Richtlinie
 folgt  die  Vorgabe,  auch  solche  Handlungen  unter  Strafe
 zu  stellen,  deren  Rechtswidrigkeit  sich  aus  dem  Verstoß
 gegen  ein  Gesetz,  eine  Verwaltungsvorschrift  oder  eine
 behördliche  Entscheidung  eines  anderen  Mitgliedstaats
 ergibt,  sofern  dieser  Akt  der  Umsetzung  der  in  den  An-
 hängen  A  und  B  der  Richtlinie  aufgeführten  europäi-
 schen Rechtsakte dient.

 Aus  diesem  Grund  sieht  der  Gesetzentwurf  Änderungen
 vor,  die  eine  Ausdehnung  des  Schutzbereichs  des  deut-
 schen  Umweltstrafrechts  auf  Verstöße  gegen  europäi-
 sches  Umweltverwaltungsrecht  bewirken  sollen.  So  soll
 zum  Beispiel  in  §  328  Absatz  3  Nummer  1  StGB  der  Ver-
 weis  auf  nationales  deutsches  Umweltrecht  (Chemika-
 liengesetz)  durch  einen  Verweis  auf  den  umgesetzten
 europäischen  Rechtsakt  ersetzt  werden.  Mit  Artikel  1
 Nummer  5  beschreitet  der  Gesetzentwurf  für  §  327  Ab-
 satz  2  StGB  jedoch  einen  anderen  Weg:  Die  dortigen  Be-
 zugnahmen  auf  deutsches  Verwaltungsrecht  sollen  beste-
 hen  bleiben.  Angefügt  werden  soll  dafür  ein  neuer  Satz  2,
 der  ausschließlich  den  verwaltungsrechtswidrigen  Be-
 trieb  bestimmter  Anlagen  in  anderen  Mitgliedstaaten  der
 Europäischen Union pönalisiert.

 Der  in  §  327  Absatz  2  Satz  2  StGB- E  vorgesehene  Tat-
 bestand  stellt  damit  abgesehen  von  den  Fällen  eines
 Erfolgseintritts  im  Inland  sowie  einer  inländischen  Teil-
 nahmehandlung  (vgl.  §  9  StGB)  ausschließlich  Ausland-
 staten  unter  Strafe  und  bedeutet  insofern  ein  Novum  für
 das  Strafgesetzbuch,  denn  bedingt  auch  durch  seine  Ver-
 waltungsakzessorietät  nimmt  §  327  Absatz  2  Satz  2
 StGB- E  nicht  auf  Tatbestandsmerkmale  des  Satzes  1  Be-
 zug,  sondern  formuliert  einen  selbständig  neben  Satz  1
 tretenden  Tatbestand.  Dass  §  327  Absatz  2  Satz  2  StGB- E
 gegenüber  §  327  Absatz  2  Satz  1  StGB  trotzdem  nur  eine
 Ausweitung  des  Schutzbereichs  intendiert,  die  aufgrund
 der  Verwaltungsakzessorietät  der  Norm  erforderlich  ist,
 ist  für  den  Rechtsanwender  bei  diesem  Tatbestand  nicht
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im  gleichen  Maß  ersichtlich,  wie  es  etwa  bei  §  129b
 StGB  im  Vergleich  zu  den  §§  129,  129a  StGB,  bei  §  152
 StGB  im  Vergleich  zu  den  §§  146  bis  151  StGB,  bei
 §  162  Absatz  1  StGB  im  Vergleich  zu  den  §§  153  bis  161
 StGB,  bei  §  299  Absatz  3  StGB  im  Vergleich  zu  §  299
 Absatz  1  und  2  StGB  oder  bei  §  370  Absatz  6  der  Abga-
 benordnung  (AO)  im  Vergleich  zu  §  370  Absatz  1  bis  5
 AO  der  Fall  ist.  Vielmehr  könnte  die  ausschließliche  Be-
 zugnahme  der  Formulierung  auf  Auslandstaten  den  Ein-
 druck  erwecken,  als  stelle  §  327  Absatz  2  Satz  2  StGB- E
 Auslandstaten  unabhängig  von  den  zusätzlichen  Voraus-
 setzungen  des  Strafanwendungsrechts  (§§  3  bis  9  StGB)
 unter  Strafe.  Diesem  Eindruck  könnte  durch  eine  Klarstel-
 lung  in  §  327  Absatz  2  Satz  2  StGB- E  vorgebeugt  werden.

 4.  Zu Artikel 2 Nummer 3  (§  69 Absatz 3 Nummer 6,
 Absatz 6 BNatSchG)

 Artikel 2 Nummer 3 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Artikel  2  Nummer  3  des  Gesetzentwurfs  zugrunde
 liegende  Annahme,  der  bisherige  Bußgeldtatbestand  des
 §  69  Absatz  3  Nummer  6  BNatSchG  habe  wegen  der  be-
 absichtigten  Einführung  des  §  329  Absatz  4  StGB- E  kei-
 nen Regelungsgehalt mehr, ist unzutreffend.

 Der  vorgesehene  Straftatbestand  in  §  329  Absatz  4
 StGB- E  pönalisiert  nur  vorsätzliches  und  leichtfertiges
 (§  329  Absatz  6  StGB- E)  Handeln.  Der  Ordnungswidrig-
 keitentatbestand  des  §  69  Absatz  3  Nummer  6  BNatSchG
 erfasst dagegen jegliches fahrlässiges Handeln.

 Zudem  stellt  der  vorgesehene  Straftatbestand  in  §  329
 Absatz  4  StGB- E  nur  erhebliche  Schädigungen  unter
 Strafe.  Der  Ordnungswidrigkeitentatbestand  des  §  69
 Absatz  3  Nummer  6  i.  V.  m.  §  33  Absatz  1  Satz  1
 BNatSchG  wird  dagegen  bereits  durch  jede  Veränderung
 oder  Störung  erfüllt,  die  zu  einer  erheblichen  Beeinträch-
 tigung  eines  Natura-2000-Gebiets  in  seinen  für  die  Er-
 haltungsziele  oder  den  Schutzzweck  maßgeblichen  Be-
 standteilen  führen  kann;  selbst  eine  erhebliche  Beein-
 trächtigung  muss  danach  also  nicht  objektiv  eintreten,
 sondern  es  genügt  die  Eignung  der  Tathandlung  zur  Her-
 beiführung einer erheblichen Beeinträchtigung.

 Der  vorgesehene  Straftatbestand  in  §  329  Absatz  4
 StGB- E  wird  also  nur  einen  Teil  der  durch  den  Ordnungs-
 widrigkeitentatbestand  des  §  69  Absatz  3  Nummer  6
 BNatSchG  erfassten  Fälle  abdecken.  Die  Aufhebung  des
 §  69  Absatz  3  Nummer  6  BNatSchG  würde  somit  eine
 Herabsetzung des bisherigen Schutzstandards bedeuten.

 5.  Zu Artikel 2 Nummer 4  (§  71 Absatz 5 BNatSchG)

 Artikel 2 Nummer 4 §  71 Absatz 5 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  im  Gesetzentwurf  vorgeschlagene  Regelung  ist  abzu-
 lehnen,  weil  sie  für  den  Vollzug  des  Artenschutzrechts
 eine  erhebliche  Verschlechterung  gegenüber  der  bisheri-
 gen  Rechtslage  bedeutet.  Durch  die  in  §  71  Absatz  5
 BNatSchG- E  vorgesehene  Einschränkung  werden  die
 Möglichkeiten  für  strafrechtliche  Sanktionen  ohne  er-
 kennbare sachliche Begründung eingeschränkt.

 Für  einen  effektiven  Artenschutzvollzug  sind  wirksame
 und  vollziehbare  Strafrechtsvorschriften  unabdingbare

 Voraussetzung;  sie  verleihen  den  artenschutzrechtlichen
 Vorschriften  die  ihnen  angemessene  Bedeutung.  Wie  im
 bisherigen  §  71  BNatSchG  ist  daher  auch  weiterhin  eine
 strafrechtliche  Sanktion  gerade  für  streng  geschützte  Ar-
 ten  unabhängig  von  der  Anzahl  der  betroffenen  Tiere  und
 auch  unabhängig  vom  Erhaltungszustand  der  Art  not-
 wendig.  Durch  die  vorgeschlagene  Streichung  des  §  71
 Absatz  5  BNatSchG-E  wird  die  bewährte  geltende
 Rechtslage aufrechterhalten.

 Andernfalls  werden  für  den  Vollzug  erhebliche  Schwie-
 rigkeiten  gesehen,  da  für  das  Vorliegen  einer  Straftat
 neben  dem  Nachweis  der  eigentlichen  Tat  zusätzlich  in
 jedem  Einzelfall  darzulegen  ist,  dass  die  strafbare  Hand-
 lung  eine  erhebliche  Menge  betrifft  und  dies  auch  erheb-
 liche  Auswirkungen  auf  den  Erhaltungszustand  der  Art
 hat.

 Die  vorgeschlagene  Streichung  trägt  der  besonderen
 Schutzwürdigkeit  der  streng  geschützten  Arten  Rech-
 nung.  Demgegenüber  erscheint  bei  der  niedrigeren
 Schutzkategorie  der  besonders  geschützten  Arten  die  Be-
 schränkung  in  §  71a  Absatz  4  BNatSchG-E  sinnvoll,  da-
 mit  bei  diesen  Arten  nicht  jeder  Verstoß  automatisch
 strafrechtlich geahndet werden muss.

 6.  Zu Artikel 3 Nummer 4 Buchstabe b  (§  38 Absatz 2
 BJagdG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetz-
 gebungsverfahrens  das  Bundesjagdgesetz  so  anzupas-
 sen,  dass  die  geplante  Strafverschärfung  bei  fahrlässiger
 Handlung  im  Fall  des  §  38  Absatz  1  Nummer  3  BJagdG
 nur  Wild  betrifft,  das  nach  Rechtsakten  der  Europäischen
 Gemeinschaft  oder  der  Europäischen  Union  aus  Gründen
 des  Erhalts  der  Arten  streng  oder  besonders  geschützt
 oder  von  den  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  zu
 schützen  ist.  Hinsichtlich  der  nicht  in  dieser  besonderen
 Weise  geschützten  Wildarten  soll  ein  fahrlässiger  Verstoß
 eine Ordnungswidrigkeit darstellen.

 §  38 Absatz 2 BJagdG könnte wie folgt gefasst werden:

 „(2)  Handelt  der  Täter  fahrlässig  und  betrifft  im  Fall
 des  Absatzes  1  Nummer  3  die  Handlung  Wild,  das  nach
 Rechtsakten  der  Europäischen  Gemeinschaft  oder  der
 Europäischen  Union  aus  Gründen  des  Erhalts  der  Arten
 streng  oder  besonders  geschützt  oder  von  den  Mitglied-
 staaten  der  Europäischen  Union  zu  schützen  ist,  so  ist  die
 Strafe  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren  oder  Geldstrafe.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  im  Gesetzentwurf  vorgeschlagene  Regelung  ist  für
 die  Jagdpraxis  nicht  hinreichend  differenziert.  Sie  lässt
 die  Wildschadenproblematik  und  die  Notwendigkeit
 einer  Bestandsregulierung  außer  Acht.  Eine  Strafrechts-
 verschärfung  für  alle  Wildarten  ist  durch  die  Richtlinie
 2008/99/EG  nicht  vorgesehen.  Eine  Differenzierung
 nach  dem  Schutzstatus  der  Wildtiere  ist  insbesondere  vor
 dem  Hintergrund  einer  gewollten  stärkeren  Bejagung  der
 (nicht  besonders  geschützten)  Schalenwildarten  zum
 Zweck  der  Vermeidung  von  Wildschäden  und  zur  Ein-
 dämmung von Tierseuchen bei Wildtieren geboten.

 Als  Folge  wäre  §  39  BJagdG  um  einen  Ordnungswidrig-
 keitentatbestand  für  solche  Verstöße  zu  ergänzen,  die
 nicht bereits nach §  38 Absatz 2 BJagdG strafbar sind.
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7.  Zu Artikel 3 Nummer 6 Buchstabe b – neu –
 (§  39 Absatz 2 Nummer 5a – neu – BJagdG)

 Artikel 3 Nummer 6 ist wie folgt zu fassen:

 ,6.  §  39 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

 „<wie Gesetzentwurf>“.

 b)  Nach  Nummer  5  wird  folgende  Nummer  5a  einge-
 fügt:

 „5a.  einer  Rechtsverordnung  nach  §  36  Absatz  1
 Nummer  2a  Buchstabe  a  zuwiderhandelt,
 wenn  die  Handlung  eine  unerhebliche  Men-
 ge  dieser  Exemplare  im  Sinne  von  §  38a
 Absatz  5  betrifft  und  die  Rechtsverordnung
 für  einen  bestimmten  Tatbestand  auf  diese
 Bußgeldvorschrift verweist;“.‘

 B e g r ü n d u n g

 Die  vorgeschlagene  Regelung  in  Artikel  3  Nummer  5
 führt  zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Handel  mit  und  der  Be-
 sitz  von  streng  und  besonders  geschützten  Arten  unter
 Strafe  steht.  Nach  der  im  Gesetzentwurf  vorgesehenen
 Regelung  ist  die  Tat  im  Falle  des  neu  eingefügten  §  38a
 Absatz  5  BJagdG- E  jedoch  nicht  strafbar,  wenn  die
 Handlung  eine  unerhebliche  Menge  der  Exemplare  be-
 trifft  und  unerhebliche  Auswirkungen  auf  den  Erhal-
 tungszustand  der  Art  hat.  Der  Handel  und  der  Besitz  einer
 unerheblichen  Menge  der  Exemplare  dieser  Arten  ist  al-
 lerdings  auch  nicht  bußgeldbewehrt.  Dies  hätte  im  Falle
 des  neu  eingefügten  §  38a  Absatz  5  BJagdG- E  zur  Folge,
 dass  jemand,  der  beispielsweise  ein  streng  geschütztes
 Tier  präparieren  lässt  und  es  verkauft,  sich  wegen  der
 „unerheblichen  Menge  der  Exemplare“  nicht  strafbar
 macht  und  auch  nicht  ordnungswidrig  handelt.  Um  der
 Gefahr  von  Jagdwilderei  im  Ansatz  entgegenzuwirken,
 ist  der  Handel  mit  Tieren  im  Falle  des  §  38a  Absatz  5
 BJagdG- E in den Bußgeldkatalog aufzunehmen.

 8.  Zu Artikel 4  (§  18 Absatz 3 AbfVerbrG)

 Artikel 4 ist wie folgt zu fassen:

 ,Artikel 4

 Änderung des Abfallverbringungsgesetzes

 In  §  18  Absatz  3  des  Abfallverbringungsgesetzes  vom
 19.  Juli  2007  (BGBl.  I  S.  1462)  werden  die  Wörter  „im
 Falle  des  Absatzes  1  Nr.  18  Buchstabe  a  mit  einer  Geld-
 buße bis zu hunderttausend Euro,“ gestrichen.‘

 B e g r ü n d u n g

 Ziel  der  Richtlinie  zum  Umweltstrafrecht  ist  es,  einen
 EU-weiten  Mindeststandard  für  Umweltdelikte  zu  schaf-
 fen.

 Die  in  der  Vorlage  vorgesehene  Aufhebung  des  §  1  Ab-
 satz  1  der  Abfallverbringungsbußgeldverordnung  würde
 dazu  führen,  dass  nur  die  illegale  Verbringung  erheb-
 licher  (Abfall-)Mengen  strafbewehrt  ist.  Unterhalb  dieser
 Erheblichkeitsschwelle  besteht  dann  vollständige  Sank-
 tionslosigkeit.

 Dies  stellt  auch  mit  Blick  auf  die  anderen  Ordnungswid-
 rigkeitentatbestände  gemäß  §  1  der  Abfallverbringungs-
 bußgeldverordnung,  die  auch  ohne  Berücksichtigung  der

 (Abfall-)Menge  eingreifen,  eine  Ungleichbehandlung
 dar.

 Deshalb  wird  mit  dem  Änderungsvorschlag  das  Ziel  ver-
 folgt,  trotz  des  neuen  Straftatbestandes  §  1  Absatz  1  der
 Abfallverbringungsbußgeldverordnung  beizubehalten  und
 in  Verbindung  mit  §  18  Absatz  3  des  Abfallverbringungs-
 gesetzes  lediglich  die  Bußgeldhöhe  anzupassen.  Für  ille-
 gale  Verbringungen  von  geringen  Mengen  ist  auch  nur
 eine geminderte maximale Bußgeldhöhe sachgerecht.

 Mit  dem  Änderungsvorschlag  in  §  18  Absatz  3  des  Ab-
 fallverbringungsgesetzes  soll  diese  maximale  Bußgeld-
 höhe  für  illegale  Verbringungen  nach  §  18  Absatz  1  Num-
 mer  18  Buchstabe  a  des  Abfallverbringungsgesetzes  und
 damit  für  die  in  §  1  Absatz  1  der  Abfallverbringungsbuß-
 geldverordnung  genannten  Tatbestände  von  100  000  Euro
 auf  die  geringste  maximale  Bußgeldhöhe  von  20  000  Euro
 reduziert werden.

 9.  Zur Eingangsformel und Artikel 5

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetzge-
 bungsverfahrens  zu  prüfen,  ob  entweder  ein  Inkrafttreten
 des  Gesetzes  frühestens  sechs  Monate  nach  der  Verkün-
 dung  oder  in  der  Eingangsformel  die  Zustimmung  des
 Bundesrates zu dem Gesetz vorzusehen ist.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  Artikel  72  Absatz  3  Satz  2  GG  treten  Bundesgeset-
 ze  auf  den  Gebieten  des  Artikels  72  Absatz  3  Satz  1  GG
 –  dazu  zählen  das  Jagdwesen  und  der  Naturschutz  –  frü-
 hestens  sechs  Monate  nach  ihrer  Verkündung  in  Kraft,
 soweit  nicht  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  anderes
 bestimmt ist.

 Die  Voraussetzungen  dieser  Bestimmung  dürften  gege-
 ben  sein.  In  den  Artikeln  2  und  3  des  Entwurfs  werden
 das  Bundesnaturschutzgesetz  und  das  Bundesjagdgesetz
 geändert.  Der  Entwurf  stützt  sich  zwar  nicht  auf  die
 Kompetenz  zur  Regelung  des  Jagdwesens  und  des  Natur-
 schutzes  (Artikel  74  Absatz  1  Nummer  28  und  29  GG)
 sondern  ausschließlich  auf  die  Kompetenz  zur  Regelung
 des  Strafrechts  in  Artikel  74  Absatz  1  Nummer  1  GG
 (vgl.  die  Entwurfsbegründung  in  Bundesratsdrucksache
 58/11,  S.  19).  Ob  dies  als  Kompetenzgrundlage  ausreicht,
 ist  aber  schon  deshalb  fraglich,  weil  in  Artikel  2  Num-
 mer  2  und  Artikel  3  Nummer  1  bis  3  auch  Vorschriften
 nichtstrafrechtlichen  Inhalts  geändert  werden.  Insoweit
 stellt  sich  die  Frage,  ob  Artikel  72  Absatz  3  Satz  2  GG
 nicht schon nach seinem Wortlaut einschlägig ist.

 Soweit  die  Änderungen  im  Übrigen  strafrechtlichen  In-
 halt  haben,  folgt  zwar  die  Kompetenz  aus  Artikel  74  Ab-
 satz  1  Nummer  1  GG,  und  Vorschriften  auf  diesem  Ge-
 biet  stehen  nicht  unter  dem  Abweichungsvorbehalt  des
 Artikels  72  Absatz  3  GG.  Allerdings  erstreckt  sich  die
 Abweichungsbefugnis  der  Länder  nach  Maßgabe  des  Ar-
 tikels  72  Absatz  3  Satz  1  Nummer  1  und  2  GG  auf  das
 Jagd-  und  Naturschutzrecht.  Strafvorschriften  auf  diesem
 Gebiet  sind  Nebenstrafrecht,  welches  das  Landesrecht
 nicht  aushöhlen  darf.  Der  Bund  muss  hier  an  den  vom
 Landesgesetzgeber  geschaffenen  Ordnungsrahmen  an-
 knüpfen  (vgl.  Degenhart,  in:  Sachs:  GG,  5.  Aufl.,  2009,
 Artikel 74 Rn. 14, 16 m.  w.  N.).
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Für  die  Abweichungsgesetzgebung  dürfte  das  zur  Folge
 haben,  dass  die  materielle  Abweichungskompetenz
 nach  Artikel  72  Absatz  3  Nummer  1  und  2  GG  auch  das
 daran  anknüpfende  Strafrecht  erfasst.  Andernfalls  wäre
 es  den  Ländern  nicht  möglich,  die  materielle  Änderung
 einer  Norm  in  einer  darauf  aufbauenden  Strafvorschrift
 zu  berücksichtigen.  Als  weitere  Folge  dürfte  sich  da-
 raus  ergeben,  dass  die  Rechtsfolgen  des  Artikels  72
 Absatz  3  Satz  2  GG  (Inkrafttreten  frühestens  sechs  Mo-
 nate  nach  der  Verkündung,  soweit  nicht  mit  Zustim-
 mung  des  Bundesrates  anderes  bestimmt  ist)  auch  auf
 (neben-)strafrechtliche  Vorschriften  auf  diesen  Gebie-
 ten anzuwenden sind.

 10.  Zum Gesetzentwurf allgemein

 Der  Bundesrat  erkennt  die  Notwendigkeit  einer  Um-
 setzung  der  EU-Richtlinie  zum  Umweltstrafrecht  an.
 Gleichwohl  stellt  der  Bundesrat  fest,  dass  es  insbe-
 sondere  hinsichtlich  der  Natura-2000-Gebiete  und  des
 Artenschutzes  zu  einer  erheblichen  Erhöhung  des  straf-
 rechtlichen  Risikos  für  Landwirte  und  Waldbesitzer
 kommt.

 Der  Bundesrat  bittet  daher,  im  weiteren  Verlauf  des  Ge-
 setzgebungsverfahrens  sicherzustellen,  dass  keine  über
 das  europarechtliche  Maß  hinaus  gehende  nationale
 Umsetzung erfolgt.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zu  der  Stellungnahme  des
 Bundesrates wie folgt:

 Zu Nummer 1  (Artikel  1  Nummer  4  Buchstabe  b  Doppel-
 buchstabe bb – §  326 Absatz 1 StGB)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  des  Bundes-
 rates  zu.  Die  Beibehaltung  der  Tatbestandsalternative  „Lage-
 rung“  in  §  326  Absatz  1  des  Strafgesetzbuchs  (StGB)  ist
 zwar  nicht  zwingend  erforderlich,  da  die  Lagerung  von
 Abfällen  unter  die  Merkmale  „Beseitigung  und  Verwertung“
 subsumiert  werden  kann.  Die  durch  die  Aufnahme  des
 Wortes  „lagert“  erzielte  Klarstellung  hat  aber  den  Vorteil,  die
 bestehende  Gesetzesformulierung  fortzusetzen  und  zu  ver-
 deutlichen,  dass  in  diesem  Bereich  keine  Änderungen  be-
 absichtigt sind.

 Zu Nummer 2  (Artikel  1  Nummer  5  –  §  327  Absatz  2
 Satz 1 StGB)

 Der  Vorschlag  des  Bundesrates  wird  abgelehnt,  weil  es  einer
 Ergänzung  der  Vorschrift  nicht  bedarf.  Im  Anwendungsbe-
 reich  von  §  327  Absatz  2  StGB  ist  die  Handlungsform  des
 öffentlich-rechtlichen  Vertrages  nicht  als  Alternative  zum
 Erlass  von  Genehmigungen,  Planfeststellungen  oder  voll-
 ziehbaren Untersagungen eröffnet.

 Zu Nummer 3  (Artikel  1  Nummer  5  –  §  327  Absatz  2
 Satz 2 StGB)

 Einer  Klarstellung,  dass  der  in  §  327  Absatz  2  StGB  einzu-
 fügende  Satz  2  lediglich  eine  Ausweitung  des  Schutzbe-
 reichs  des  Tatbestands  bewirkt  und  die  Voraussetzungen  der
 §§  3  bis  9  StGB  für  die  Anwendbarkeit  des  deutschen  Straf-
 rechts  unberührt  lässt,  bedarf  es  nicht.  Wie  die  Gesetzesbe-
 gründung  ausführt,  stellt  sich  die  Frage  nach  der  Anwend-
 barkeit  EU-ausländischen  Verwaltungsrechts  nur  dann,
 wenn  auf  Grund  des  bestehenden  Strafanwendungsrechts
 deutsches  Strafrecht  gilt  (z.  B.  weil  zumindest  der  Taterfolg
 im  Inland  eintritt,  §§  3,  9  StGB;  weil  der  Täter  einer  im  Aus-
 land  begangenen  und  auch  dort  strafbaren  Tat  Deutscher  ist,
 §  7  Absatz  2  Nummer  1  StGB;  oder  weil  die  Auslandstat  un-
 ter  §  5  Nummer  11  oder  11a  StGB  fällt).  Daraus  ergibt  sich,
 dass  der  Gesetzentwurf  nichts  an  den  Voraussetzungen  der
 §§  3  bis  9  StGB  für  die  Anwendbarkeit  des  deutschen  Straf-
 rechts ändert.

 Zu den Nummern 4 bis 8  (Artikel 2  Nummer 3 – §  69
 Absatz 3 Nummer 6,
 Absatz 6 BNatSchG;

 Artikel 2  Nummer 4 – §  71
 Absatz 5 BNatSchG;

 Artikel 3  Nummer 4
 Buchstabe b –
 §  38  Absatz  2  BJagdG;

 Artikel 3  Nummer 6
 Buchstabe b – neu –
 §  39 Absatz 2
 Nummer 5a – neu –
 BJagdG;

 Artikel 4  – §  18 Absatz 3
 AbfVerbrG)

 Die  Bundesregierung  wird  die  Anregungen  des  Bundesrates
 prüfen,  inwieweit  neben  den  neu  eingeführten  Strafvor-
 schriften  im  Bereich  des  Nebenstrafrechts  die  heute  gelten-
 den  Bußgeldtatbestände  erhalten  bleiben  können,  soweit  sie
 noch einen eigenen Regelungsgehalt haben.

 Zu Nummer 9  (Eingangsformel und Artikel 5)

 Artikel  72  Absatz  3  Satz  1  des  Grundgesetzes  (GG)  sieht  vor,
 dass  die  Länder  durch  Gesetz  abweichende  Regelungen  über
 das  Jagdwesen  (ohne  das  Recht  der  Jagdscheine)  sowie  über
 den  Naturschutz  und  die  Landschaftspflege  (ohne  die  allge-
 meinen  Grundsätze  des  Naturschutzes,  das  Recht  des  Arten-
 schutzes  oder  des  Meeresnaturschutzes)  treffen  können.  Im
 Ergebnis  stimmt  die  Bundesregierung  der  Schlussfolgerung
 der  Prüfbitte  zu,  dass  für  das  vorliegende  Gesetz  Artikel  72
 Absatz  3  Satz  1  GG  zumindest  teilweise  anwendbar  ist.  Ge-
 mäß  Artikel  72  Absatz  3  Satz  2  GG  ist  daher  entweder  in  der
 Eingangsformel  die  Zustimmung  des  Bundesrates  zu  dem
 Gesetz  vorzusehen  oder  es  ist  bei  den  von  Artikel  72  Absatz  3
 Satz  1  GG  erfassten  Regelungen  ein  Inkrafttreten  dieser  Be-
 stimmungen  frühestens  sechs  Monate  nach  Verkündung  des
 Gesetzes vorzusehen.

 Zu Nummer 10  (Gesetzentwurf allgemein)

 Die  Bundesregierung  wird  darauf  hinwirken,  dass  es  zu  kei-
 ner  über  das  europarechtlich  erforderliche  Maß  hinaus  ge-
 henden nationalen Umsetzung der Richtlinie kommt.
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